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Zusammenfassung 

Bitkom nimmt gern die Gelegenheit wahr, zu dem am 03. Juli veröffentlichten Diskussionsentwurf 

der Rundfunkkommission der Länder  für einen »Medienstaatsvertrag« Stellung zu nehmen.  

Bitkom erkennt an, dass bei der Erarbeitung des Medienstaatsvertrages (MStV) eine Vielzahl un-

terschiedlicher Interessen in Ausgleich zu bringen ist. Durch den neuen Entwurf wurden jedoch 

weitere Zugeständnisse zugunsten marktstarker Rundfunkveranstalter gemacht; die Forderungen 

der im Bitkom organisierten Digitalbranche nach faireren Rahmenbedingungen und damit deren 

Interessen bleiben erneut weitgehend unberücksichtigt. So hat beispielsweise nicht einmal die 

allseitig Zustimmung findende Forderung nach einer stärkeren Rolle der Medienanstalten als 

Aufsichtsbehörde gegenüber allen Playern Berücksichtigung gefunden. Nach wie vor bleibt ein 

Beschwerdeweg lediglich für Sender eröffnet. Das Gleiche gilt für die Forderung nach einem wech-

selseitigen Diskriminierungsverbot, das angesichts der heutigen Marktmachtverhältnisse drin-

gend erforderlich ist. 

Insgesamt ist der Entwurf geprägt durch die Einführung einer kaum zu überschauenden Zahl 

neuer Regulierungsvorgaben, für die – vor allem abseits der Umsetzung zwingender Vorgaben der 

revidierten Audiovisuelle Mediendienste Richtlinie (AVMD-RL) der EU – aus Sicht des Bitkom über-

wiegend nicht dargelegt ist, welchen potenziellen Gefahren für die Vielfaltssicherung oder ande-

ren eminent wichtigen Regulierungszielen der Medienordnung hiermit und in der vorliegenden 

Form begegnet werden soll. Dadurch, sowie durch die Art und Weise, in der neue Thematiken in 

den Staatsvertrag integriert werden sollen, drohen eine ganze Reihe der Zielstellungen verfehlt zu 

werden, die ausweislich etwa der Ergebnisse der Bund-Länder-Kommission zur Medienkonvergenz 

mit einer umfassenden Reform der Medienordnung der Länder erzielt werden müssten.   

Problematisch ist weiterhin, dass bei den vorgeschlagenen Definitionen nicht klar wird, welche 

Dienste jeweils konkret hierunter fallen sollen. Der Entwurf leistet nach wie vor keine saubere 

Abgrenzbarkeit zwischen einzelnen Kategorien von Anbietern bzw. Diensten, was einen unklaren 

Anwendungsbereich zur Folge hat. Im Gegenteil ist nun mit Videosharing-Diensten und deren 

Anbietern noch eine weitere Kategorie hinzugekommen. Auch hier ist nicht klar, wie sich diese 

Kategorie bspw. zu der der Intermediäre abgrenzen lässt. 

Ein moderner Rechtsrahmen muss  gleiche Wettbewerbsbedingungen und Entwicklungsspielraum 

für innovative Angebote in einem international geprägten Wettbewerb sicherstellen. Er sollte 

unbürokratisch und effizient umsetzbar sein und die Autonomie von Zuschauerinnen und Nutzern 
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möglichst wenig einschränken. Insgesamt wird der neue Entwurf der Forderung des Bitkom nach 

geringerer Eingriffsintensität durch abgestufte Regulierung und ex-post-Kontrolle nicht gerecht. Im 

Gegenteil, ohne Not wurde die Eingriffsintensität teils noch gesteigert. Das Ziel, eine zeitgemäße 

Medienregulierung zu schaffen, die geänderten Zuschauergewohnheiten und Marktrealitäten Rech-

nung trägt, wird mit diesem Entwurf verfehlt.  

Wir fordern die Rundfunkkommission der Länder dazu auf, den jetzigen Entwurf entsprechend der in 

dieser Stellungnahme vorgebrachten Argumente noch einmal zu überarbeiten.  

Die Stellungnahme aus dem vergangenen Jahr, welche sich auf den ursprünglichen, von der Rund-

funkkommission der Länder veröffentlichten Diskussionsentwurf bezog, bleibt vollumfänglich gültig;  

sie ist diesem Schreiben zur leichteren Information beigefügt.  
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Medienplattformen/Benutzeroberflächen 

Begriffsbestimmungen (§ 2 (2) Nr.13 und Nr. 13a MStV-E) 

Nach der vorgeschlagenen Definition würde jeder Dienst als Medienplattform reguliert, 

der eine Zusammenfassung von Rundfunk oder rundfunk-ähnlichen Telemedien zum 

Gegenstand hat. Damit würden bislang geltende Begrenzungen auf ggf. regulierungsbe-

dürftige Angebote wegfallen. Bitkom spricht sich daher dafür aus, Medienplattformen 

auch zukünftig nur zu regulieren, soweit sie Inhalte von Dritten mit dem Ziel der Zugäng-

lichmachung zusammenfassen.  Die Definition in Nr. 13 S.2 leistet keine klare Abgrenzbar-

keit zu Appstores; diese aber dürften wohl jedenfalls nicht in ihrer allgemeinen Form als 

Gegenstand einer Regulierung angedacht sein.  

Eine Regulierung von Benutzeroberflächen ist allenfalls in folgenden Fällen vertretbar: 1. 

die Benutzeroberfläche hat eine marktbeherrschende Stellung inne; 2. eine infrastruktur- / 

hardwarebasierte Benutzeroberfläche ist der einzige Weg, auf Inhalte zuzugreifen. Diese 

Überlegungen sollten sich in der Definition niederschlagen. Die aktuell vorgeschlagene 

Definition der Benutzeroberfläche ist insbesondere unter Aspekten der Abgrenzung zu 

Medienplattformen und Medienintermediären kritisch. Benutzeroberflächen sollten nur 

dann in den Anwendungsbereich fallen „soweit“ sie der Orientierung dienen und „soweit“ 

sie unmittelbar die Auswahl von Angeboten, Inhalten oder softwarebasierten Anwendun-

gen ermöglichen. Mit der aktuellen Formulierung („die“) besteht die Gefahr, den Anwen-

dungsbereich ungewollt auszuweiten. Sie sollten auch nicht der Orientierung „dienen“ 

sondern allenfalls entsprechendes „bieten“.  Die gesetzlichen Regelungen sollten eindeutig 

und aus sich heraus verständlich sein. Beispiel: Wie sind Oberflächen i.S.d. Nr. 13a lit. c) 

und softwarebasierte Anwendungen i.S.d. Nr. 13 S. 2 zu unterscheiden und warum werden 

sie unterschieden? Unklar ist auch, wie die „Ermöglichung einer unmittelbaren Auswahl“ 

zu verstehen ist.  

Im Entwurf ist nun auch die akustische Übersicht über Angebote aufgenommen worden. 

Nichtdiskriminierungs- und Auffindbarkeitsregelungen müssten im Sinne eines Level-

Playing-Fields für diese genauso gelten, sofern tatsächlich eine Vergleichbarkeit der Diens-

te gegeben ist. Technische Restriktionen sind bei allen Oberflächen zu berücksichtigen. Die 

derzeitigen regulatorischen Anforderungen für Benutzeroberflächen sind allerdings pri-

mär auf visuelle Oberflächen (d.h. textliche oder graphische Benutzeroberflächen) zuge-

schnitten. Trotz möglicher Anwendbarkeit der Definition auch auf  Audioschnittstellen, 

sind die grundlegenden Annahmen nicht in gleicher Weise zutreffend und umsetzbar. 

Audioschnittstellen können Inhalte nicht in gleicher Weise abbilden, wie dies bei visuellen 

Oberflächen der Fall ist.  Die Definition der „Benutzeroberfläche“ klärt nicht in ausreichen-

der Weise, was der Gesetzgeber mit „Übersicht über Angebote oder Inhalte“ sowie „akus-
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tische Präsentation“ (Regelbeispiel) überhaupt meint. Aus Sicht des Bitkom ist unklar, in 

welchen Fällen eine akustische Benutzerschnittstelle wie z.B. Sprachdienste oder 

Sprachsteuerung eine entsprechende Übersicht bieten könnten  und damit von der Le-

galdefinition erfasst wären. 

 

Überlagerungen und Skalierungen  (§ 52a (4)) 

Bitkom spricht sich ausdrücklich gegen die vorgenommene Streichung (im Verhältnis zur 

zuvor konsultierten Fassung des Entwurfs) der Möglichkeit eines generellen Opt-Ins für 

Überlagerungen und Skalierungen zum Zweck von Empfehlungen oder Hinweisen auf 

Rundfunkprogramme oder rundfunkähnliche Telemedien aus. Die jetzt geplante Be-

schränkung auf jeden Einzelfall, wäre für Nutzer sehr hinderlich. Dem Nutzer muss die 

Möglichkeit erhalten bleiben, sich durch eine grundsätzliche Einwilligung (z. B. über die 

Grundeinstellung des Geräts) alle von ihm gewünschten Zusatzdienste und -inhalte, ins-

besondere Empfehlungen und Programmhinweise, auf seinem Endgerät anzeigen zu las-

sen. Natürlich muss diese Einwilligung jederzeit widerrufbar sein. Vorgaben hingegen, die 

die Darstellung von Zusatzdiensten und -inhalten von einer Einwilligung des Nutzers in 

jedem Einzelfall abhängig machen wollen, laufen sowohl dem Grundsatz der Nutzerauto-

nomie als auch der Marktrealität etablierter Dienste und anbieterübergreifender Pro-

grammempfehlungen zuwider. Eine solche Regulierung steht dem Bedürfnis vieler Nutzer 

nach Orientierung in einer konvergenten Medienlandschaft entgegen und verhindert 

Innovationsanreize auf diesem Gebiet.  

 

Selbst in sensibleren Rechtsbereichen, wie z.B. dem Datenschutz, reicht eine einmalige 

Einwilligung durch den Nutzer, wenn sich im Übrigen der Zweck der Datenverarbeitung (in 

Analogie also das Opt-in für Überblendungen) nicht ändert. Auch in anderen Bereichen, 

die den TV-Veranstaltern „günstig“ erscheinen, z.B. bei der Aktivierung von HbbTV, soll ein 

einmaliges Opt-in ausreichend sein. 

 

Die Ablehnung einer grundsätzlichen Einwilligung begegnet zudem mit Blick auf die 

jüngst novellierte AVMD-RL erheblichen Bedenken. Die Einhaltung der neuen EU Vorgaben 

ist aus Sicht derjenigen im Bitkom vertretenen Unternehmen, die größtenteils und zu-

nehmend paneuropäische Dienstleistungen anbieten, von enormer Bedeutung. Die AVMD 

Richtlinie wurde überarbeitet, um den digitalen Binnenmarkt zu stärken und fortzuentwi-

ckeln. Diesem Gedanken wirkt es entgegen, wenn einzelne Mitgliedstaatenweit über die 

Vorgaben der Richtlinie hinausgehen.  

 

Zunächst ergibt sich aus Artikel 7b AVMD-Richtlinie die von den Ländern zu wählende  

Systematik/Regelungsmechanik: Von Mediendiensteanbietern bereitgestellte audiovisuel-
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le Mediendienste sollen nicht ohne die ausdrückliche Zustimmung dieser Anbieter zu 

kommerziellen Zwecken überblendet oder verändert werden (Artikel 7b Abs. 1 AVMD-

Richtlinie). Die Mitgliedstaaten legen die genauen rechtlichen Bedingungen einschließlich 

Ausnahmen fest, insbesondere zur Wahrung der berechtigten Interessen der Nutzer, und 

berücksichtigen dabei wiederum auch die Interessen der Mediendiensteanbieter (Artikel 

7b Abs. 2 AVMD-RL). Wie diese Ausnahmen auszugestalten sind, ergibt sich aus Erwä-

gungsgrund 26 der Richtlinie: Danach gewährleisten die Mitgliedstaaten , dass eine Zu-

stimmung des Mediendiensteanbieters bei Überblendungen, die vom Empfänger des 

Dienstes ausschließlich zum privaten Gebrauch ausgelöst oder genehmigt werden, wie 

etwa Überblendungen durch Dienste für die individuelle Kommunikation, nicht erforder-

lich ist. Das EU Recht kennt also keine Beschränkung von Überblendungen auf solche, die 

zum Zweck von Empfehlungen und Hinweisen erfolgen. Die AVMD-Richtlinie stellt ledig-

lich auf Überblendungen zum privaten Gebrauch ab und nennt Dienste für die individuelle 

Kommunikation in einer nicht abschließenden Aufzählung als Beispiel. Auch findet die 

Beschränkung einer  (dann) nicht dem Zustimmungsbedürfnis unterliegenden, nutzerin-

duzierten Überblendung auf den Einzelfall sich nicht im EU-Recht wieder. Generell ausge-

nommen sein sollen außerdem solche Überblendungen und Skalierungen, die der Naviga-

tion dienen.  

 

Schließlich weisen wir darauf hin, dass aus Klarstellungsgründen und im Hinblick auf eine 

unionsrechtskonforme Ausgestaltung des Medienstaatsvertrages in den Text von § 52a (3) 

aufzunehmen ist, dass Steuerungselemente von Benutzeroberflächen, die wie Lautstärke-

regler, Suchfunktionen, Navigationsmenüs oder Senderübersichten für die Bedienung des 

Geräts oder das Anwählen des Dienstes erforderlich sind (siehe Erwägungsgrund 26 

AVMD-Richtlinie), nicht vom Einwilligungsvorbehalt erfasst werden. 

 

Must carry (§ 52b) 

▪ Für „landesfremde“ Dritte Programme (§ 52b (2)) 

Die  Dritten Programme, bzw. ihre lokalen und regionalen Ausprägungen, sollten nur in 

ihrem jeweiligen Bestimmungsgebiet aufzunehmen sein. Plattformen sollten nicht zur 

bundesweiten Ausstrahlung aller Dritten im Sinne einer must carry Regelung verpflichtet 

werden. Am Ende würde dies zu einer völlig unübersichtlichen Senderliste führen. 

▪ Für private Hörfunkprogramme (§ 52b (3)) 

Mangels empirischer Werte zu einer etwaigen Problematik vielfaltsgerechteter Berück-

sichtigung von privaten Hörfunkprogrammen und, insbesondere, angesichts fehlender 
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Anhaltspunkte für eine Gefahr von Fehlentwicklungen in diesem Bereich ist eine Verschär-

fung der Regulierung rundheraus abzulehnen. 

▪ Abschaffung verbliebener Belegungsfreiheit durch allgemeines Diskriminierungsverbot 

auch im sog. „3. Drittel“ (§ 52b (2) Nr. 3, (3) Nr. 3 i.V.m. § 52c (2)) 

Bei diesen Regelungen handelt es sich um eine massive Regulierungserweiterung, die 

abzulehnen ist. Auch der Free-Carry-Bereich („3. Drittel“) soll nun nicht mehr seitens des 

Plattformanbieters frei gestaltbar sein, sondern wird durch die Vorgabe, Vielfaltsgesichts-

punkte mit einzubeziehen und ein striktes Diskriminierungsverbot zu beachten (im Ent-

wurf jeweils umgesetzt mittels des Verweises auf § 52c) im Ergebnis so behandelt wie der 

Non-Must-Carry- bzw. May-Carry-Bereich („2. Drittel“). Es ist in keiner Weise ersichtlich, 

aus welchem Grund in die geschützten Interessen von Plattformanbietern in derart massi-

ver Weise eingegriffen werden dürfte. 

 

Besondere Hervorhebung des Rundfunks (sog. „Basisauffindbarkeit“) / einzelner  sog. 

„public-value“ Angebote (§ 52e (3)) 

Die Einführung einer sog. „Basisauffindbarkeit“ für Rundfunkangebote, audiovisuelle 

Abrufmediendienste bzw. diese ansteuernde Apps wirft Fragen nach der Vereinbarkeit mit 

dem EU-Recht auf, da die AVMD-RL für eine solche Regelung keine Rechtsgrundlage be-

reitstellt. Es ist außerdem nicht ersichtlich, weshalb diese Regelung benötigt wird, welche 

konkreten Ziele hiermit verfolgt und welche tatsächlichen Probleme behoben werden 

sollen. Ein derartiger Eingriff verlangt allerdings eine Rechtfertigung. 

 

Bitkom lehnt insbesondere das Konzept der privilegierten Auffindbarkeit bestimmter 

Angebote ab. Die privilegierte Auffindbarkeit einzelner Angebote bedeutet denknotwenig 

immer zugleich  eine Benachteiligung anderer Angebote/Inhalte sowie insgesamt eine 

unangemessene Bevormundung der Nutzer. Eine Anpassung des eigenen Angebots an die 

Wünsche der Kunden wäre Anbietern nicht mehr möglich. Die Gefahr, dass sich Nutzer 

immer mehr vom linearen Rundfunk abwenden, wird durch die vorgeschlagene Regelung 

zur privilegierten Auffindbarkeit größer, nicht kleiner – mit allen negativen Konsequenzen 

für die öffentliche Meinungsbildung. Die Regulierung ist weder gerechtfertigt noch prakti-

kabel. Auseinandersetzungen darüber, was privilegiert werden bzw. weniger wertvoll sein 

soll, wären unausweichlich. Zudem ist bereits heute absehbar, dass praktisch jede Rund-

funkanstalt bzw. jeder TV-Veranstalter oder Anbieter fernsehähnlicher Telemedien für sich 

reklamieren wird, mit der Gesamtheit ihrer bzw. seiner Inhalte einen besonderen „Public-

Value“-Beitrag zu leisten – würden all diese hervorgehoben, würde im Ergebnis nichts 

hervorgehoben.  
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Anhand des Beispiels einer angedachten, besonderen Privilegierung zugunsten von priva-

ten Fernsehprogrammen mit Fensterprogrammen (§ 25 (4)), die in dem zu diskutierenden 

Entwurf für einen § 52 (3) UAbs. 2 skizziert wird, zeigt sich zudem: Der verfolgte Ansatz 

stimmt selbst mit den Rahmenvorgaben der AVMD-RL nicht überein: Nach § 25 (4) i.V.m. 

Ziff. 1 (1) der Fernsehfensterrichtlinie der Landesmedienanstalten ist hierfür im Wochen-

durchschnitt täglich ein Fensterprogramm mit einer Dauer von brutto 30 Minuten zu 

veranstalten; die Verpflichtung trifft derzeit als bundesweit verbreitete, reichweiten-

stärkste private Fernsehvollprogramme die Programme RTL und Sat.1. Mit anderen Wor-

ten sind die in ca. 98% der täglichen Sendezeit verbreiteten Inhalte völlig unmaßgeblich 

dafür, ob den betreffenden Sendern eine besondere Bedeutung für die öffentliche und 

individuelle Meinungsbildung, mithin eine Einstufung als Public-Value-Angebot, zugemes-

sen wird oder nicht. Damit findet in einem derart offensichtlichen Maße eine disproporti-

onale „Umsetzung“ der in der AVMD-RL unter dort aufgestellten Voraussetzungen enthal-

tenen Ermächtigung (Art. 7a i.V.m. Erwägungsgrund 25) statt, dass der mitgliedstaatliche 

Einschätzungsspielraum bei der Umsetzung klar verletzt und die EU-rechtliche Vorgabe 

gröblich missachtet wird. Die AVMD-RL ermöglicht, unter engen Voraussetzungen, für 

bestimmte Inhalte eine angemessene Herausstellung vorzusehen, nicht für die Gesamt-

heit eines Dienstes. 

 

Die Regelung wirft zudem auch weitere  Fragen nach der Vereinbarkeit mit dem EU-Recht 

auf, mit Blick auf eine Diskriminierung zu Lasten weiterverbreiteter linearer audiovisueller 

Angebote aus anderen EU-Mitgliedstaaten.  

 

Plattformanzeige (§ 36 (1); § 53b (2)) 

Für bereits angezeigte Plattformen und die dort eingebundenen Benutzeroberflächen ist 

eine erneute Anzeige weder erforderlich noch angebracht. Den Landesmedienanstalten 

liegen die benötigten Informationen vor bzw. können auch nach In-Kraft-Treten eines 

Medienstaatsvertrags von den Anbietern eingefordert werden; umgekehrt bleiben die 

Anbieter verpflichtet, relevante Änderungen mitzuteilen. Zwecks Vermeidung unnötiger 

bürokratischer Aufwände aufseiten sowohl der zuständigen Medienaufsicht als auch der 

Anbieter sollte § 36 Abs. 1 Satz 3 durch Einfügung eines 2. HS am Ende daher ergänzt wer-

den: „(…); dies gilt entsprechend für bereits angezeigte Medienplattformen und Benutzer-

oberflächen“. Alternativ könnte in § 53b (2) eine klarstellende Einschränkung auf „[Anbie-

ter von] noch nicht angezeigten [Medienplattformen] und Benutzeroberflächen“ vorge-

nommen werden. 
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Medienintermediäre 

Anwendungsbereich (§ 53c) 

Sowohl das EU-Parlament als auch der Europäische Rat haben in der Zwischenzeit der 

Verordnung zur Förderung von Fairness und Transparenz für gewerbliche Nutzer von 

Online-Vermittlungsdiensten (P2B Verordnung) zugestimmt, die jetzt im Amtsblatt der 

Europäischen Union veröffentlicht wird und dann in 12 Monaten als unmittelbares Recht 

auch in Deutschland gelten wird. Die Verordnung umfasst Transparenzregeln und Regeln 

mit Blick auf eine unterschiedliche Behandlung von Angeboten, die ausdrücklich auch für 

Suchmaschinen und soziale Netzwerke gelten. Der MStV droht an dieser Stelle in einen 

Konflikt mit europäische m Recht zu geraten.  

 

Diskriminierungsverbot (§ 53e) 

Bitkom sieht grundsätzlich keine von Medienintermediären ausgehende höhere Gefähr-

dungssituation der Meinungsvielfalt, als von Rundfunkanbietern auch. Dennoch darf es 

nicht zu unzulässigen Diskriminierungen kommen. Zwischen den Medienintermediären ist 

in jedem Fall aber eine differenzierte Betrachtung und Einzelfallbewertung erforderlich, 

denn es bestehen erhebliche funktionale Unterschiede.  Positiv ist aus Sicht des Bitkom die 

Einschränkung auf journalistisch-redaktionelle Angebote, auf deren Wahrnehmbarkeit 

Medienintermediäre potentiell besonders hohen Einfluss haben. Allerdings erscheint das 

Kriterium „potenziell besonders hoher Einfluss“ in der Praxis als schwierig handhabbar, da 

dieses kaum bestimmbar ist, ebenso wenig wie der Begriff der „Wahrnehmbarkeit“. Gene-

rell ist festzustellen, dass es absolute Neutralität und objektiv korrekte Darstellung nicht 

geben kann: Die schiere Masse der Inhalte macht eine gewisse Ungleichbehandlung im 

Interesse des Nutzers zwingend erforderlich. Insoweit bemühen sich die Anbieter jedoch 

bereits im eigenen wirtschaftlichen Interesse darum, das subjektiv beste Ergebnis zu lie-

fern, um den Nutzer nicht an die Konkurrenz zu verlieren. Den Medienintermediären sollte 

bei der Gestaltung ihrer Algorithmen ein weiter Entscheidungsspielraum zugestanden 

werden.  

 

Dies sieht auch das Bundeskartellamt so, beispielsweise in seinem Beschluss im Verfahren 

Google/VG Media: „Der Suchmaschine muss ein erheblicher Spielraum bei der Zusam-

menstellung, Reihung und Präsentation ihrer Suchergebnisse zukommen. Zu berücksichti-

gen ist dabei auch, dass es eine große und praktisch jedenfalls nicht abschließend festleg-

bare Zahl legitimer Möglichkeiten gibt, einen Begriff wie Relevanz auszufüllen. Ein und 

derselbe Presseartikel etwa ist bei weitem nicht für jedermann gleich relevant.”(B6-

126/14; Rz. 181.). 
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Videosharingdienste  

Anwendungsbereich (§ 5i bzw. Definition in § 2 (2) Nr.14e) 

Im Rahmen der Novellierung der AVMD-RL wurde eine Regulierung der Dienste der Video-

Sharing-Plattformen eingeführt. Die verfolgten politischen Zielen und damit verbundenen 

Überlegungen der Mitgesetzgeber und der Europäischen Kommission zeigen: Der Anwen-

dungsbereich ratione materiae orientiert sich an Plattformdiensten, auf denen audiovisu-

elle Inhalte (vor allem nutzergenerierte Inhalte) grundsätzlich von jedem Mitglied der 

Öffentlichkeit für einen Kreis von Empfängern aus derselben Gruppe zur Verfügung ge-

stellt werden.  

 

Die Aufnahme des Kriteriums "Sendung" in die Definition der Art der Dienste, die den 

Regeln für Videosharing-Dienste unterliegen, könnte allerdings irreführend sein. Da der 

Anwendungsbereich hier nicht auf Dienste mit der Option des Hochladens von nutzerge-

nerierten Inhalten beschränkt wurde, könnten auch jene Dienste erfasst werden, die eben-

falls in die Kategorien Medienplattform oder Benutzeroberfläche fallen.  

 

Dieser unklare Anwendungsbereich durch Überschneidungen zwischen den jeweiligen 

Kategorien löst in diesem Fall auch unionsrechtliche Bedenken aus. So gilt nach der AVMD-

RL, welche die Vorschriften für Videosharing-Dienste vorgibt das Herkunftslandprinzip, 

während im Medienstaatsvertrag das Marktortprinzip festgeschrieben wird.  

 

Telemedien 

Anteil europäischer Werke (§ 58 (7)) (VoD-Anbieter stellen 30% sicher) 

Durch die Einordung in §58 (7) ist nicht hinreichend klar, dass die Verpflichtung der Sicher-

stellung des Anteils europäischer Werke nur für  Diensteanbieter im Anwendungsbereich 

der AVMD-RL gilt, also nur für jene Diensteanbieter, die nach den Vorschriften des Tele-

mediengesetzes des Bundes als in der Bundesrepublik Deutschland niedergelassen gelten . 

Der Landesgesetzgeber sollte – wie auch bei den Videosharing-Diensten in §1 (7) – dies 

entsprechend im Medienstaatsvertrag klarstellen. 
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Jugendmedienschutzstaatsvertrag 

Geltungsbereich (§ 2 JMStV-E) 

Der vorgeschlagene Anwendungsbereich verwendet das Marktortprinzip. Dies steht mit 

höherrangigem EU-Recht gegebenenfalls nicht in Einklang, denn es gilt grundsätzlich das 

Herkunftslandprinzip nach der AVMD-RL, der E-Commerce-RL und im Bereich der Waren-

verkehrsfreiheit. Grenzüberschreitende Anbieter können durch diese Regelung vor Gestal-

tungsschwierigkeiten gestellt werden. So wären sie mit ein und demselben Dienst zwei 

oder mehreren verschiedenen Regelwerken unterworfen. Erstrebenswert wäre hier ein 

europaweit einheitliches Prinzip der Verantwortlichkeiten.  

 

Wir gehen davon aus, dass die Vorschriften des JMStV-E nicht für Video-Sharing-Dienste 

gelten, die ihren Sitz in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union haben. Die 

genaue Definition zur jeweiligen Rechthoheit wird ausweislich von § 1 Abs. 7 MStV-E im 

Telemediengesetz vorgenommen. 

 

Des Weiteren möchten wir an dieser Stelle gerne auf die Stellungnahme der Freiwilligen 

Selbstkontrolle Multimedia-Diensteanbieter verweisen.  

 

 

 

 

 

Bitkom vertritt mehr als 2.600 Unternehmen der digitalen Wirtschaft, davon gut 1.800 Direktmitglieder. Sie 

erzielen allein mit IT- und Telekommunikationsleistungen jährlich Umsätze von 190 Milliarden Euro, darun-

ter Exporte in Höhe von 50 Milliarden Euro. Die Bitkom-Mitglieder beschäftigen in Deutschland mehr als 2 

Millionen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Zu den Mitgliedern zählen mehr als 1.000 Mittelständler, über 

500 Startups und nahezu alle Global Player. Sie bieten Software, IT-Services, Telekommunikations- oder 

Internetdienste an, stellen Geräte und Bauteile her, sind im Bereich der digitalen Medien tätig oder in ande-

rer Weise Teil der digitalen Wirtschaft. 80 Prozent der Unternehmen haben ihren Hauptsitz in Deutschland, 

jeweils 8 Prozent kommen aus Europa und den USA, 4 Prozent aus anderen Regionen. Bitkom fördert und 

treibt die digitale Transformation der deutschen Wirtschaft und setzt sich für eine breite gesellschaftliche 

Teilhabe an den digitalen Entwicklungen ein. Ziel ist es, Deutschland zu einem weltweit führenden Digital-

standort zu machen. 
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Zu dem am 23. Juli 2018 durch die Rundfunkkommission der Länder veröffentlichten 

Diskussionsentwurf staatsvertraglicher Neuregelungen zu Rundfunkbegriff / Zulas-

sungspflicht, Plattformregulierung und Intermediäre – »Medienstaatsvertrag« – 

möchte Bitkom wie folgt Stellung nehmen.  

I. Allgemeine Einordnung des Entwurfs 

Bitkom begrüßt, dass die Rundfunkkommission der Länder mit dem Diskussionsent-

wurf für einen 23. Rundfunkänderungsstaatsvertrag das Ziel verfolgt, eine zeitgemäße 

Medienregulierung zu schaffen, die geänderten Zuschauergewohnheiten und Marktre-

alitäten Rechnung trägt.  

Die Medien- und Kommunikationsordnung ist bislang entlang klar abgegrenzter Medi-

engattungen strukturiert. Sie steht damit jedoch zunehmend in Widerspruch zu aktuel-

len Technologie- und Markttrends in der Medienkonvergenz, bildet sich wandelnde 

Kräfteverhältnisse in den betreffenden Sektoren nicht mehr hinreichend ab und be-

handelt nicht alle für die Sicherung der Meinungsvielfalt relevanten Aspekte.  

Relevante Veränderungen im Medienmarkt manifestieren sich insbesondere darin, dass 

die Knappheit bei Rundfunk-Übertragungskapazitäten mit der Digitalisierung der Über-

tragungswege ganz überwiegend entfallen und damit der wesentliche Anknüpfungs-

punkt für die Zugangsregulierung weggefallen ist: 

 Nutzern mit dem parallelen Angebot von Inhalten über das offene Internet und über 

verschiedene weitere Übertragungsformen für lineare und nichtlineare Nutzung - bei 

gleichzeitig günstiger Verfügbarkeit einer Vielzahl von Endgeräten - verschiedenste 

Zugangswege offenstehen; 

 auf Angebotsseite ebenfalls Produktions- und Distributionskosten stark gesunken 

sind, was zu niedrigeren Markteintrittsschranken und – neben anderen Faktoren - zu 

einem stark erhöhten Angebot führt; 

 sich das Nutzungsverhalten der Zuschauer ändert, die neben dem linearen Pro-

gramm auch zunehmend Abrufdienste in Anspruch nehmen. Dies bedingt zudem 

Veränderungen in der Produktgestaltung auf der Angebotsseite; 

 Mittlerdienste dem Markt hinzutreten, die den Nutzer auf alternativen Wegen zum 

Inhalt bringen – beispielsweise durch Empfehlungen, Suchmaschinen, Apps, push-

Dienste oder im Kontext sozialer Medien. Diese Dienste unterscheiden sich in ihrer 

Funktionsweise von den bisher mittels Medienregulierung erfassten Angeboten und 

genutzten Verbreitungswegen, sie bestehen neben diesen.  
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Nötig ist eine ganzheitliche Betrachtung aller relevanten Veränderungen, auch in ande-

ren für die Medien bedeutsamen Rechtsgebieten sowie eine Überprüfung der Verhält-

nismäßigkeit der Regulierung. Ergebnis der skizzierten Veränderungen ist ein nachweis-

lich deutlich intensivierter ökonomischer und publizistischer Wettbewerb und tendenzi-

ell eine Erhöhung der Meinungsvielfalt, einem wesentlichen Ziel der Medienregulierung. 

Die damit einhergehende Reduktion des Gefährdungspotenzials für einzelne Regulie-

rungsziele begründet erhebliche De-Regulierungspotenziale, wie auch die Monopol-

kommission in ihrem diesjährigen Hauptgutachten1 insbesondere zur Plattformregulie-

rung und der Regulierung von Intermediären festgestellt hat.  

Aufgabe der Medienregulierung ist der Schutz der Meinungs-, Medien- und Informati-

onsfreiheiten, der Menschenwürde, Jugend und des Verbrauchers sowie der Meinungs-

vielfalt. Eine abgestufte Regulierung muss daher an den Stellen ansetzen, wo Probleme 

bei der Einhaltung dieser Grundprinzipien eintreten. Insgesamt muss sie in ihrer Reich-

weite und Tiefe verringert werden. Generell gilt, dass funktionsäquivalente Dienste in 

vergleichbarer Weise reguliert werden sollten, aber eine Ausdehnung der Regulierung 

auf neue Anbieter, wie die OTTs, statt der Ausschöpfung von Deregulierungspotenzialen 

– insbesondere für die bereits regulierten Plattformen – bleibt aus Sicht des Bitkom der 

falsche Weg. Zudem läuft der bisher vorgeschlagene Regulierungsansatz Gefahr, dass 

Regulierungslücken entstehen und das Ziel eines Level-playing-fields damit verfehlt 

wird. Generell dürfte eine Grundlage für die Regulierung allenfalls noch jenseits eines zu 

bestimmenden, angemessenen Schwellenwertes bestehen. Die Schwellenwerte, die dem 

Staatsvertrag zugrunde liegen, erscheinen beliebig und sollten daher überprüft werden. 

Im Entwurf des Medienstaatsvertrages bleibt unklar, welche konkreten Ziele hiermit 

verfolgt und welche tatsächlichen Probleme behoben werden sollen. Aus Sicht des Bit-

kom verlangt gerade auch die Medienregulierung eine Rechtfertigung für die intendier-

ten Eingriffe; dies gilt insbesondere dort, wo eine mit der Regulierung adressierte Gefahr 

empirisch nicht belegt ist. Die aktuelle Forschung bietet keine eindeutigen Hinweise 

darauf, dass die beschriebenen Wirkungen von Konvergenz und Digitalisierung eine 

signifikante Gefahr für den Meinungsbildungsprozess bedeuten.2 Auch für die These 

                                                                        
1 Abzurufen unter: http://monopolkommission.de/images/HG22/HGXXII_Kap4_Medien.pdf  
2 Vgl. zum Forschungsstand insbesondere Lobigs, F./Neuberger, C., Meinungsmacht im Internet und 
die Digitalstrategie von Medienunternehmen, Gutachten im Auftrag der der Kommission zur Er-
mittlung der Konzentration im Medienbereich (KEK), Schriftenreihe der Landesmedienanstalten, 
Band 51, Leipzig 2018, S. 33f., 41 ff., 68 ff., abrufbar unter: https://www.kek-
online.de/fileadmin/user_upload/KEK/Publikatio-
nen/Gutachten/Meinungsmacht_im_Internet_ALM51_web_neu.pdf; »Medien Gewichtungsstudie 
der Landesmedienanstalten 2017 II«, Januar 2018, S. 9f., abrufbar unter: https://www.die-
medienanstalten.de/fileadmin/user_upload/die_medienanstal-
ten/Themen/Forschung/Medienkonvergenzmonitor/DLM_MedienGewichtungsStudie.pdf : Nach 
Marktanteil und potenziellem Gewicht für die Meinungsbildung ist das Internet – nach dem Fern-
sehen – zweitwichtigstes Informationsmedium, Tendenz steigend. Siehe auch BVerfG, 1 BvR 
1675/16 u.a., Urteil vom 18.7.2018, Rdnr. 79: »[…] Gefahr, dass – auch mit Hilfe von Algorithmen – 
Inhalte gezielt auf Interessen und Neigungen der Nutzerinnen und Nutzer zugeschnitten werden, 
was wiederum zur Verstärkung gleichgerichteter Meinungen führt. Solche Angebote sind nicht auf 

http://monopolkommission.de/images/HG22/HGXXII_Kap4_Medien.pdf
https://www.kek-online.de/fileadmin/user_upload/KEK/Publikatio-nen/Gutachten/Meinungsmacht_im_Internet_ALM51_web_neu.pdf
https://www.kek-online.de/fileadmin/user_upload/KEK/Publikatio-nen/Gutachten/Meinungsmacht_im_Internet_ALM51_web_neu.pdf
https://www.kek-online.de/fileadmin/user_upload/KEK/Publikatio-nen/Gutachten/Meinungsmacht_im_Internet_ALM51_web_neu.pdf
https://www.die-medienanstalten.de/fileadmin/user_upload/die_medienanstal-ten/Themen/Forschung/Medienkonvergenzmonitor/DLM_MedienGewichtungsStudie.pdf
https://www.die-medienanstalten.de/fileadmin/user_upload/die_medienanstal-ten/Themen/Forschung/Medienkonvergenzmonitor/DLM_MedienGewichtungsStudie.pdf
https://www.die-medienanstalten.de/fileadmin/user_upload/die_medienanstal-ten/Themen/Forschung/Medienkonvergenzmonitor/DLM_MedienGewichtungsStudie.pdf
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eines Filter Bubble-Effekts, der sich online anders darstellen sollte als in der sonstigen 

Mediennutzung und im übrigen Kontext der Meinungsbildung in der »realen Welt«, 

finden sich keine Belege.3 Vielmehr wird auch vertreten, das Gegenteil sei der Fall: Die 

Konvergenz eröffnet nicht nur Zugang zu und Verfügbarkeit von mehr Quellen, sie führt 

durch einfache Auswahlmöglichkeiten zur Entdeckung neuer Quellen – auch im Netz – 

und hat damit das Potenzial, eine Auseinandersetzung mit anderen Quellen – auch au-

ßerhalb des Netzes – zu befördern.  

Problematisch erscheint bei den vorgeschlagenen Definitionen, dass nicht klar wird, 

welche Dienste jeweils konkret hierunter fallen sollen. Die vorgesehene, und grundsätz-

lich begrüßenswerte, abgestufte Regulierung darf nicht dazu führen, dass aufgrund 

unzähliger unterschiedlicher Kategorien von zur Regulierung vorgesehenen Diensten 

unzureichend voneinander abgegrenzte Regelungsbereiche entstehen. Ziel muss es sein, 

hier allgemeine Ansätze und klare Definitionen zu finden.  

 

Im Einzelnen: 

Grundsätzlich positiv ist, dass der Entwurf zum Rundfunkbegriff technologieneutrale 

Ansätze wählt, auch wenn die Einführung eines Bagatellrundfunks im Zusammenhang 

mit der Zulassungspflicht unter anderem mit Blick auf den Jugendschutz Fragen auf-

wirft. Nur eine konsequente Anwendung des Grundsatzes der Technologieneutralität 

und eine Vermeidung von Regelungen, die in Bezug auf eine bestimmte Technologie 

getroffen werden, kann angesichts der anhaltend schnellen technologischen Entwick-

lung dauerhaft und verlässlich die erforderliche Wirkung entfalten.  

Die Digitalisierung führt zu einem enormen Anstieg der Angebotsvielfalt und zu einem 

Souveränitätsgewinn für den einzelnen Zuschauer. Das Plattformregime sollte daher 

dereguliert und auf Situationen beschränkt werden, in denen Gefährdungen der Ange-

bots- und Anbietervielfalt überhaupt (noch) bestehen. Dies kann nach unserer Einschät-

                                                                                                                                                                            
Meinungsvielfalt gerichtet, sondern werden durch einseitige Interessen oder die wirtschaftliche 
Rationalität eines Geschäftsmodells bestimmt, nämlich die Verweildauer der Nutzer auf den Seiten 
möglichst zu maximieren und dadurch den Werbewert der Plattform für die Kunden zu erhöhen. 
Insoweit sind auch Ergebnisse in Suchmaschinen vorgefiltert und teils werbefinanziert, teils von 
»Klickzahlen« abhängig. Zudem treten verstärkt nicht-publizistische Anbieter ohne journalistische 
Zwischenaufbereitung auf.« 
3 Studie aus 2017 für BLM u.a., Abschlussbericht abrufbar unter: https://www.slm-online.de/f-
Download-d-file.html?id=364: „Während die Suche nach prominenten Politikern mit nur ein bis 
zwei Abweichungen in neun Suchanfragen eine „sehr hohe“ Ähnlichkeit aufweise, seien die Sucher-
gebnisse für Parteien mit drei bis vier Abweichungen pro neun Suchanfragen etwas ausgeprägter 
gewesen. Dies beruhe auf dem Regionalbezug, den Google bekanntermaßen bei den Antworten auf 
Anfragen einfließen lasse. So werden beispielsweise regionale Vereine, genauso wie politische 
Ortsverbände bei Anfragen aus der Region eher zuerst gelistet. Berücksichtige man diese Regionali-
sierung von Google, so sei die Abweichung der Suchanfragen zu Politikern und Parteien identisch. 
Für die elf bis 22 Prozent der Fälle, in denen die Ergebnisse der Anfragen themenübergreifend abwi-
chen, sieht die BLM unterschiedliche Gründe. So spiele die Spracheneinstellung eine Rolle, genauso 
wie der Standort, der über die IP-Adresse ermittelt werde, als auch die sich verändernde Relevanz 
der gesuchten Internetseiten.“ 

https://www.slm-online.de/f-Download-d-file.html?id=364
https://www.slm-online.de/f-Download-d-file.html?id=364


www.bitkom.org 

 

Stellungnahme 
Medienstaatsvertrag 
Seite 4|71 

 

 

 

 

 

 

zung nur dann vorliegen, wenn eine marktbeherrschende Stellung vorliegt, die gerade 

auch auf Seiten der Inhalteanbieter relevant ist. Das für einen beschränkten Anwen-

dungsfall zugunsten von Plattformanbietern vorgesehene Recht zur Anrufung der Lan-

desmedienanstalten ist zwar zu begrüßen; allerdings kommt diesen keine echte Ent-

scheidungskompetenz zu, sondern lediglich eine Mittlerrolle. Grundsätzlich fehlt es an 

einem wechselseitigen Diskriminierungsverbot, um einen fairen Wettbewerb über alle 

Wertschöpfungsstufen sicherzustellen.  

Auch die Autonomie des Nutzers wird zunehmend eingeschränkt, trotz aller gegenteili-

gen Beteuerungen. Neue Regelungen zur Zulässigkeit von Überblendungen und Skalie-

rungen sowie zur bevorzugten Auffindbarkeit bestimmter Inhalte schränken die Mög-

lichkeiten zum Auffinden neuer Inhalte erheblich ein, diskriminieren marktschwächere 

Inhalteanbieter und führen letztlich dazu, dass eine moderne Nutzerführung zuneh-

mend eingeschränkt wird. Letztlich geht all das zu Lasten der Attraktivität von Medien-

angeboten.  

Hinsichtlich der Dienste von Intermediären wie Suchmaschinen oder sozialen Netzwer-

ken erfordern gravierende regulatorische Eingriffe zunächst den empirischen Beleg für 

den Regelungsbedarf im Hinblick auf ihre Meinungsbildungsrelevanz. Die verschiedenen 

im Entwurf genannten Dienste sind untereinander außerdem nur bedingt vergleichbar, 

erfüllen sie doch für Nutzerinnen und Nutzer ganz unterschiedliche Zwecke. Sowohl 

Suchmaschinen als auch soziale Netzwerke können auch zum Auffinden von Medienin-

halten genutzt werden.  

Einen medienregulatorischen Eingriff in das Ranking der Inhalte in Form der Anordnung 

einer positiven Diskriminierung lehnen wir nachdrücklich ab. Nachbesserungsbedarf 

besteht in jedem Fall bei den Verfahrensregelungen für Intermediäre, und Unsicherhei-

ten bzw. Widersprüche bei der Zuständigkeit für die Aufsicht müssen behoben werden.  

Insgesamt wird der Entwurf der Forderung des Bitkom nach geringerer Eingriffsintensi-

tät durch ein umfassend angelegtes System abgestufter Regulierung und der ex-post-

Kontrolle nicht gerecht. Im Gegenteil, ohne Not wird die Eingriffsintensität teils sogar 

dort gesteigert, wo in der heutigen Zeit durch eine nie dagewesene Vielzahl an Medien-

angeboten eine Deregulierung angezeigt ist. Wir erwarten, dass die Rundfunkkommissi-

on der Länder den jetzigen Entwurf in Folge der Konsultationsergebnisse entsprechend 

überarbeitet.  

Aus Sicht des Bitkom müssen an den Stellen, wo neue Vorgaben technische Änderungen 

erforderlich machen, ausreichende Umsetzungszeiträume vorgesehen werden.  

Gerne möchten wir im Folgenden näher auf die einzelnen Regelungsvorschläge einge-

hen: 
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II. Zu den Regelungsbereichen im Einzelnen 

RStV (i.d.F. des 21. RÄStV) Mögliche Änderungen Bitkom Kommentare 

 

I. Abschnitt – Allgemeine Vor-

schriften 

  

 

§ 1 Anwendungsbereich  

 

  

(1) Dieser Staatsvertrag gilt 

für die Veranstaltung und 

Verbreitung von Rundfunk in 

Deutschland in einem dualen 

Rundfunksystem; für Tele-

medien gelten nur der IV. bis 

VI. Abschnitt sowie § 20 

Abs. 2. 

 

(1) Dieser Staatsvertrag gilt 

für die Veranstaltung, Ver-

breitung und Zugänglichma-

chung von Rundfunk in 

Deutschland in einem dualen 

Rundfunksystem; für Tele-

medien gelten nur der IV. bis 

VII. Abschnitt sowie § 20 Abs. 

2. 

 

Der I. Abschnitt muss eben-

falls für Telemedien gelten. 

Anderenfalls wären auch die 

Begriffsbestimmungen, § 2, 

ausgeklammert. Änderungs-

vorschlag: „…für Telemedien 

gelten nur die Abschnitte I., IV. 

bis VII. sowie § 20 Abs. 2.“ 

 

o 

o 

o 

 

 

 

 

(7) Für Medienplattformen, 

Medienintermediäre und Be-

nutzeroberflächen gilt dieser 

Staatsvertrag, soweit sie zur 

Nutzung in Deutschland be-

stimmt sind. Medienplattfor-

men, Medienintermediäre  

oder Benutzeroberflächen 

sind dann als zur Nutzung in 

Deutschland bestimmt anzu-

sehen, wenn sie sich in der 

Gesamtschau, insbesondere 

durch die verwendete Spra-

che, die angebotenen Inhalte 

 

Der vorgeschlagene Anwen-

dungsbereich verwendet das 

Marktortprinzip. Dies steht 

mit höherrangigem EU-Recht 

gegebenenfalls nicht in Ein-

klang, denn es gilt grundsätz-

lich das Herkunftslandprinzip 

nach der AVMD-RL, der E-

Commerce-RL und im Bereich 

der Warenverkehrsfreiheit.  

Grenzüberschreitende Anbie-

ter können durch diese Rege-

lung vor Gestaltungsschwie-

rigkeiten gestellt werden. So 
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oder Marketingaktivitäten, an 

Nutzer in der Bundesrepublik 

Deutschland richten oder in 

der Bundesrepublik Deutsch-

land einen nicht unwesentli-

chen Teil ihrer Refinanzierung 

erzielen. 

 

wären sie mit ein und dem-

selben Dienst zwei verschie-

denen Regelwerken unterwor-

fen. Erstrebenswert wäre hier 

ein europaweit einheitliches 

Prinzip der Verantwortlichkei-

ten. 

Schließlich könnte die Defini-

tion des sachlichen Anwen-

dungsbereichs nachbesse-

rungsbedürftig sein: Wenig 

eindeutig ist sie bzgl. abrufba-

rer fremdsprachiger Angebo-

te. Hier wären ggf. zunächst 

Nachforschungen über erfolg-

tes Marketing oder Refinan-

zierung vorzunehmen, wobei 

selbst dann unklar bliebe, was 

ein „nicht unwesentlicher 

Teil“ der Refinanzierung ist. 

 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

 

 Der Entwurf leistet keine sau-

bere Abgrenzbarkeit zwischen 

einzelnen Kategorien von An-

bietern und schafft neue Be-

grifflichkeiten, die einen un-

klaren Anwendungsbereich 

hervorrufen; dies gilt insbe-

sondere für 

 „rundfunkähnliche Tele-

medien“ 

 „Medienplattform“  

 „keine Medienplattform 

im Sinne von Satz 1“ 

 „Benutzeroberfläche“ 

und  

 „infrastrukturgebundene 

Medienplattform“. 

Gleiches gilt auch für die Ab-

grenzung zwischen diesen 

Begriffen und dem Begriff 

Medienintermediär. Definiti-
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onen müssen generell so for-

muliert sein, dass klar ist, wel-

che Dienste unter den An-

wendungsbereich fallen und 

welche nicht. 

 

(1) Rundfunk ist ein linearer 

Informations- und Kommuni-

kationsdienst; er ist die für die 

Allgemeinheit und zum zeit-

gleichen Empfang bestimmte 

Veranstaltung und Verbrei-

tung von Angeboten in Be-

wegtbild oder Ton entlang ei-

nes Sendeplans unter Benut-

zung elektromagnetischer 

Schwingungen. Der Begriff 

schließt Angebote ein, die ver-

schlüsselt verbreitet werden 

oder gegen besonderes Ent-

gelt empfangbar sind. Tele-

medien sind alle elektroni-

schen Informations- und 

Kommunikationsdienste, so-

weit sie nicht Telekommuni-

kationsdienste nach § 3 Nr. 24 

des Telekommunikationsge-

setzes sind, die ganz in der 

Übertragung von Signalen 

über Telekommunikations-

netze bestehen oder tele-

kommunikationsgestützte 

Dienste nach § 3 Nr. 25 des 

Telekommunikationsgesetzes 

oder Rundfunk nach Satz 1 

und 2 sind. 

 

(1) Rundfunk ist ein linearer 

Informations- und Kommuni-

kationsdienst; er ist die für die 

Allgemeinheit und zum zeit-

gleichen Empfang bestimmte 

Veranstaltung und Verbrei-

tung von journalistisch-

redaktionell gestalteten Ange-

boten in Bewegtbild  

oder Ton entlang eines Sen-

deplans mittels Telekommu-

nikation. Der Begriff schließt 

Angebote ein, die verschlüs-

selt verbreitet werden oder 

gegen besonderes Entgelt 

empfangbar sind. Telemedien 

sind alle elektronischen In-

formations- und Kommunika-

tionsdienste, soweit sie nicht 

Telekommunikationsdienste 

nach § 3 Nr. 24 des Telekom-

munikationsgesetzes sind, die 

ganz in der Übertragung von 

Signalen über Telekommuni-

kationsnetze bestehen, oder 

telekommunikationsgestützte 

Dienste nach § 3 Nr. 25 des 

Telekommunikationsgesetzes 

oder Rundfunk nach Satz 1 

und 2 sind.  

 

 

(2) Im Sinne dieses Staatsver-

trages ist 

 

1. Rundfunkprogramm eine 

 

(2) Im Sinne dieses Staatsver-

trages ist 
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nach einem Sendeplan zeitlich 

geordnete Folge von Inhalten, 

 

2. Sendung ein inhaltlich zu-

sammenhängender, geschlos-

sener, zeitlich begrenzter Teil 

eines Rundfunkprogramms, 

 

  

3. Vollprogramm ein Rund-

funkprogramm mit vielfälti-

gen Inhalten, in welchem In-

formation, Bildung, Beratung 

und Unterhaltung einen we-

sentlichen Teil des Gesamt-

programms bilden, 

 

  

4. Spartenprogramm ein 

Rundfunkprogramm mit im 

wesentlichen gleichartigen 

Inhalten, 

 

  

5. Satellitenfensterprogramm 

ein zeitlich begrenztes Rund-

funkprogramm mit bundes-

weiter Verbreitung im Rah-

men eines weiterreichenden 

Programms (Hauptpro-

gramm), 

 

5. Satellitenfensterprogramm 

ein zeitlich begrenztes Rund-

funkprogramm mit bundes-

weiter Verbreitung im Rah-

men eines weiterreichenden 

Programms (Hauptpro-

gramm), 

 

 

6. Regionalfensterprogramm 

ein zeitlich und räumlich be-

grenztes Rundfunkprogramm 

mit im wesentlichen regiona-

len Inhalten Rahmen eines 

Hauptprogramms, 

 

  

7. Werbung jede Äußerung bei 

der Ausübung eines Handels, 
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Gewerbes, Handwerks oder 

freien Berufs, die im Rundfunk 

von einem öffentlich-

rechtlichen oder einem priva-

ten Veranstalter oder einer 

natürlichen Person entweder 

gegen Entgelt oder eine ähnli-

che Gegenleistung oder als Ei-

genwerbung gesendet wird, 

mit dem Ziel, den Absatz von 

Waren oder die Erbringung 

von Dienstleistungen, ein-

schließlich unbeweglicher Sa-

chen, Rechte und Verpflich-

tungen, gegen Entgelt zu för-

dern. § 7 Abs. 9 bleibt unbe-

rührt, 

 

8. Schleichwerbung die Er-

wähnung oder Darstellung 

von Waren, Dienstleistungen, 

Namen, Marken oder Tätigkei-

ten eines Herstellers von Wa-

ren oder eines Erbringers von 

Dienstleistungen in Sendun-

gen, wenn sie vom Veranstal-

ter absichtlich zu Werbezwe-

cken vorgesehen ist und man-

gels Kennzeichnung die All-

gemeinheit hinsichtlich des 

eigentlichen Zweckes dieser 

Erwähnung oder Darstellung 

irreführen kann. Eine Erwäh-

nung oder Darstellung gilt 

insbesondere dann als zu 

Werbezwecken beabsichtigt, 

wenn sie gegen Entgelt oder 

eine ähnliche Gegenleistung 

erfolgt, 

 

  

9. Sponsoring jeder Beitrag ei-

ner natürlichen oder juristi-

schen Person oder einer Per-

sonenvereinigung, die an 

Rundfunktätigkeiten oder an 
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der Produktion audiovisueller 

Werke nicht beteiligt ist, zur 

direkten oder indirekten Fi-

nanzierung einer Sendung, 

um den Namen, die Marke, 

das Erscheinungsbild der Per-

son oder Personenvereini-

gung, ihre Tätigkeit oder ihre 

Leistungen zu fördern, 

 

10. Teleshopping die Sendung 

direkter Angebote an die Öf-

fentlichkeit für den Absatz 

von Waren oder die Erbrin-

gung von Dienstleistungen, 

einschließlich unbeweglicher 

Sachen, Rechte und Verpflich-

tungen, gegen Entgelt in Form 

von Teleshoppingkanälen, -

fenstern und -spots, 

 

  

11. Produktplatzierung die 

gekennzeichnete Erwähnung 

oder Darstellung von Waren, 

Dienstleistungen, Namen, 

Marken, Tätigkeiten eines 

Herstellers von Waren oder 

eines Erbringers von Dienst-

leistungen in Sendungen ge-

gen Entgelt oder eine ähnliche 

Gegenleistung mit dem Ziel 

der Absatzförderung. Die kos-

tenlose Bereitstellung von 

Waren oder Dienstleistungen 

ist Produktplatzierung, sofern 

die betreffende Ware oder 

Dienstleistung von bedeuten-

dem Wert ist, 

 

  

12. Programmbouquet die 

Bündelung von Programmen 

und Diensten, die in digitaler 

Technik unter einem elektro-

12. rundfunkähnliches Tele-

medium ein Telemedium mit 

Inhalten, die nach Form und 

Inhalt hörfunk- oder fernse-

Durch die Begriffe „hörfunk- 

oder fernsehähnlich“ ist wei-

tere Rechtsunklarheit zu be-

fürchten, denn der Begriff der 
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nischen Programmführer ver-

breitet werden, 

 

hähnlich sind und die aus ei-

nem von einem Anbieter fest-

gelegten Inhaltekatalog zum 

individuellen Abruf zu einem 

vom Nutzer gewählten Zeit-

punkt bereitgestellt werden; 

Inhalte sind insbesondere 

Hörspiele, Spielfilme, Serien, 

Reportagen, Dokumentatio-

nen, Unterhaltungs-, Informa-

tions- oder Kindersendungen, 

 

Ähnlichkeit ist konturlos. Die 

Regelung ist nicht aus sich 

selbst heraus verständlich. 

Hilfreich wäre auch eine Klar-

stellung, ob die „Inhalte“ dem 

„Telemedium“ zugehörig sein 

müssen, oder auch z. B. ein 

Sprachsteuerungsinterface er-

fasst sein könnte. 

Weiterhin wäre klarzustellen, 

wie weit und konkret der vom 

Anbieter festgelegte Inhalte-

katalog zu reichen hat. Bei-

spiel: Twitch (Gaming-Videos 

und Streams) mit UGC – hier 

dürfte der Anbieter allenfalls 

halbwegs genaue Kenntnis 

über die Gattungen der Inhal-

te haben, nicht aber über Ein-

zelheiten.  

13. Anbieter einer Plattform, 

wer auf digitalen Übertra-

gungskapazitäten oder digita-

len Datenströmen Rundfunk 

und vergleichbare Telemedien 

(Telemedien, die an die All-

gemeinheit gerichtet sind) 

auch von Dritten mit dem Ziel 

zusammenfasst, diese Ange-

bote als Gesamtangebot zu-

gänglich zu machen oder wer 

über die Auswahl für die Zu-

sammenfassung entscheidet; 

Plattformanbieter ist nicht, 

wer Rundfunk oder vergleich-

bare Telemedien ausschließ-

lich vermarktet, 

 

13. Medienplattform jeder 

Dienst, soweit er Rundfunk 

oder rundfunkähnliche Tele-

medien zu einem vom Anbie-

ter bestimmten Gesamtange-

bot zusammenfasst. Die Zu-

sammenfassung von Rund-

funk  

oder rundfunkähnlichen Te-

lemedien ist auch die Zu-

sammenfassung von soft-

warebasierten Anwendungen, 

welche im Wesentlichen der 

unmittelbaren Ansteuerung 

von Rundfunk, rundfunkähnli-

chen Telemedien oder Diens-

ten im Sinne des Satz 1 die-

nen. Keine Medienplattfor-

men in diesem Sinne sind 

 

a) Angebote, die analog über 

eine Kabelanlage verbreitet 

werden; 

Nach der vorgeschlagenen 

Definition würde jeder Dienst 

als Medienplattform reguliert, 

der eine Zusammenfassung 

von Rundfunk oder rundfunk-

ähnlichen Telemedien zum 

Gegenstand hat. Damit wür-

den bislang geltende Begren-

zungen auf ggf. regulierungs-

bedürftige Angebote wegfal-

len. Bitkom spricht sich daher 

dafür aus, Medienplattformen 

auch zukünftig nur zu regulie-

ren, soweit sie Inhalte von 

Dritten mit dem Ziel der Zu-

gänglichmachung zusammen-

fassen. Positiv hervorzuheben 

ist die Einschränkung in Nr. 13 

S. 2, soweit mit ihnen unmit-

telbar Rundfunk pp. ange-

steuert werden können. 

Gleichwohl ist fraglich was 

mit „unmittelbarer Ansteue-

rung“ tatsächlich gemeint ist.  

Positiv ist weiterhin die Aus-
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b) das Gesamtangebot von 

Rundfunk oder rundfunkähn-

lichen Telemedien, welches 

ausschließlich in der inhaltli-

chen Verantwortung einer 

oder mehrerer öffentlich-

rechtlicher Rundfunkanstal-

ten  

oder eines privaten Anbieters 

von Rundfunk oder rundfunk-

ähnlichen Telemedien oder 

von Unternehmen, deren Pro-

gramme ihm nach § 28 zuzu-

rechnen sind, stehen; Inhalte 

aus nach § 25 Abs. 4 aufge-

nommenen Fensterprogram-

men oder Drittsendezeiten im 

Sinne des § 31 sind unschäd-

lich, 

 

nahmengestaltung in Nr. 13 

lit. b), aus der sich eine Be-

schränkung auf Inhalte Dritter 

ergibt. 

Die Definition in Nr. 13 S.2 

leistet keine klare Abgrenz-

barkeit zu gewöhnlichen 

Appstores; diese aber dürften 

wohl nicht als Gegenstand ei-

ner Regulierung angedacht 

sein. 

Ohne Begründung wird zwi-

schen Zusammenschlüssen 

öffentlich-rechtlicher Rund-

funkanstalten und privater 

Anbieter unterschieden; „oder 

mehrerer“ in Nr. 13b lit. b) ist 

zu streichen. 

 13 a. Benutzeroberfläche die 

textlich, bildlich oder akus-

tisch vermittelte Übersicht 

über Angebote oder Inhalte 

einzelner oder mehrerer Me-

dienplattformen, die der Ori-

entierung dient und unmit-

telbar die Auswahl von Ange-

boten, Inhalten  

oder softwarebasierten An-

wendungen ermöglicht. Be-

nutzeroberfläche sind insbe-

sondere 

 

a) Angebots- oder Programm-

übersichten einer Medien-

plattform; 

 

b) Angebots- oder Programm-

übersichten, die nicht zugleich 

Teil einer Medienplattform 

Was die generelle Frage nach 

einer Regulierung von Benut-

zeroberflächen angeht, 

scheint sie unter Beachtung 

der verfügbaren Angebotsviel-

falt und dem Ziel von Medi-

endiversität nicht gerechtfer-

tigt. Dies trifft insbesondere 

für Benutzeroberflächen ohne 

marktbeherrschende Stellung 

zu, denn Nutzer haben so 

stets die Wahl, zu einer ande-

ren Angebotsübersicht zu 

wechseln. Fälle oder Be-

schwerden wegen Diskrimi-

nierung bei Angebotsüber-

sichten sind nicht bekannt. Im 

Ergebnis ist eine Regulierung 

damit allenfalls in folgenden 

Fällen vertretbar: 1. die Be-

nutzeroberfläche hat eine 

marktbeherrschende Stellung 

inne; 2. eine infrastruktur- / 

hardwarebasierte Benutzer-

fläche ist der einzige Weg, auf 
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sind; 

 

c) Oberflächen auf gerätege-

bundenen Medienplattfor-

men, soweit sie Programm-

übersichten  

oder eine Orientierung über 

softwarebasierte Anwendun-

gen, die im Wesentlichen der 

unmittelbaren Ansteuerung 

von Rundfunk und rundfunk-

ähnlichen Telemedien bieten 

dienen, geben. 

 

Inhalte zuzugreifen. Diese 

Überlegungen sollten sich in 

der Definition niederschlagen. 

Die aktuell vorgeschlagene 

Definition der Benutzerober-

fläche ist insbesondere unter 

Aspekten der Abgrenzung zu 

Medienplattformen und Me-

dienintermediären kritisch. 

Benutzeroberflächen sollten 

nur dann in den Anwen-

dungsbereich fallen „soweit“ 

sie der Orientierung dienen 

und „soweit“ sie unmittelbar 

die Auswahl von Angeboten, 

Inhalten oder softwarebasier-

ten Anwendungen ermögli-

chen. Mit der aktuellen For-

mulierung („die“) besteht die 

Gefahr, den Anwendungsbe-

reich ungewollt auszuweiten. 

Sie sollten auch nicht der Ori-

entierung „dienen“ sondern 

allenfalls entsprechendes 

„bieten“.   

Die gesetzlichen Regelungen 

sollten eindeutig und aus sich 

heraus verständlich sein. 

Beispiel: Wie sind Oberflächen 

i.S.d. Nr. 13a lit. c) und soft-

warebasierte Anwendungen 

i.S.d. Nr. 13 S. 2 zu unterschei-

den und warum werden sie 

unterschieden? 

Unklar ist auch, wie die „Er-

möglichung einer unmittelba-

ren Auswahl“ zu verstehen ist. 

Im Entwurf ist nun auch die 

akustische Übersicht über An-

gebote aufgenommen wor-

den. Nichtdiskriminierungs- 

und Auffindbarkeitsregelun-

gen müssten im Sinne eines 

Level-Playing-Fields für diese 
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genauso gelten, sofern tat-

sächlich eine Vergleichbarkeit 

der Dienste gegeben ist. 

Technischen Restriktionen 

sind bei allen Oberflächen 

sind zu berücksichtigen.  

Positiv ist weiterhin die Be-

achtung, dass sich Benutzer-

oberflächen auf die Darstel-

lung von bzw. die Orientie-

rung über fremde Rundfunk- 

oder rundfunkähnliche Tele-

medien zu beziehen haben. 

Dies wird durch die Begriffs-

verwendung der „Medien-

plattformen“ gewährleistet. 

 13 b. Medienintermediär je-

des Telemedium, das auch 

journalistisch-redaktionelle 

Angebote Dritter aggregiert, 

selektiert und allgemein zu-

gänglich präsentiert, ohne 

diese zu einem Gesamtange-

bot zusammenzufassen. [Ins-

besondere sind Medieninter-

mediäre 

 

a) Suchmaschinen, 

b) Soziale Netzwerke, 

c) App Portale, 

d) User Generated Content 

Portale, 

e) Blogging Portale, 

f) News Aggregatoren.] 

 

Soweit eine Regulierung von 

Medienintermediären über-

haupt notwendig ist, muss, 

um den Sinn und Zweck der 

Rundfunk- bzw. Medienregu-

lierung nicht aus dem Fokus 

zu verlieren, die Definition des 

Medienintermediärs um das 

Merkmal eines Meinungsbil-

dungsfaktors ergänzt werden. 

Dieser wäre klar zu definieren. 

Dies wäre geeignet, z. B. reine 

Verkaufsplattformen auszu-

schließen. 

Unabhängig davon ist die ak-

tuelle Definition in dieser 

Form zu weit. Es würden po-

tenziell verschiedene weitere 

Telemedien erfasst, deren Re-

gulierung nicht näher be-

gründet wird. Eine Auflistung 

von einzelnen Medieninter-

mediären leistet hierzu keine 

zukunftssichere Einschrän-

kung. Der Gesetzgeber sollte 

hierzu klar begründen, welche 

Risiken hiermit angesprochen 

werden sollen und empirische 

Belege dafür liefern. Dadurch 

könnten die Einzelheiten des 
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sachlichen Anwendungsbe-

reichs auch klarer werden. 

Grundsätzlich sind Beispiele 

zum Verständnis hilfreich, 

sollten aber den Anwen-

dungsbereich der Definition 

nur klarstellen und nicht er-

weitern.  

Generell ist das Regulierungs-

bedürfnis von Medieninter-

mediären in dieser Allge-

meinheit in Frage zu stellen, 

denn die gewählten Regelbei-

spiele bringen ganz unter-

schiedliches Gefährdungspo-

tenzial mit sich. Bzgl. des be-

grenzten Gefährdungspoten-

zials bei Suchmaschinen, sozi-

alen Netzwerken, App- und 

UGC-Portalen verweisen wir 

auf den einleitenden Fließ-

text. 

Es sollte klar herausgestellt 

werden, dass Gerätschaften 

zur Eingabenvermittlung wie 

z. B. Sprachsteuerungssyste-

me hier nicht erfasst werden.   

14. Rundfunkveranstalter, wer 

ein Rundfunkprogramm unter 

eigener inhaltlicher Verant-

wortung anbietet, 

 

  

 14 a. Anbieter rundfunkähnli-

cher Telemedien, wer über die 

Auswahl der Inhalte entschei-

det und die inhaltliche Ver-

antwortung trägt, 

 

 

 14 b. Anbieter einer Medien-

plattform, wer die Verantwor-

tung für die Auswahl der An-

gebote einer Medienplattform 
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trägt, 

 

 14 c. Anbieter einer Benutzer-

oberfläche, wer über die Ge-

staltung der Übersicht ab-

schließend entscheidet, 

 

„Abschließend“ sollte ersatz-

los gestrichen werden, weil 

sich ein solches Kriterium 

auch in den anderen Legalde-

finitionen so nicht wiederfin-

det und auch nicht erforder-

lich ist.  

 14 d. Anbieter eines Medien-

intermediärs, wer die Verant-

wortung für die Aggregation, 

Selektion und allgemein zu-

gängliche Präsentation von 

Inhalten trägt, 

 

 

15. unter Information insbe-

sondere Folgendes zu verste-

hen: Nachrichten und Zeitge-

schehen, politische Informati-

on, Wirtschaft, Auslandsbe-

richte, Religiöses, Sport, Regi-

onales, Gesellschaftliches, 

Service und Zeitgeschichtli-

ches, 

 

  

16. unter Bildung insbesonde-

re Folgendes zu verstehen: 

Wissenschaft und Technik, 

Alltag und Ratgeber, Theolo-

gie und Ethik, Tiere und Natur, 

Gesellschaft, Kinder und Ju-

gend, Erziehung, Geschichte 

und andere Länder, 

 

  

17. unter Kultur insbesondere 

Folgendes zu verstehen: Büh-

nenstücke, Musik, Fernseh-

spiele, Fernsehfilme und Hör-

spiele, bildende Kunst, Archi-

tektur, Philosophie und Religi-
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on, Literatur und Kino, 

 

18. unter Unterhaltung insbe-

sondere Folgendes zu verste-

hen: Kabarett und Comedy, 

Filme, Serien, Shows, Talk-

Shows, Spiele, Musik, 

 

  

19. unter sendungsbezogenen 

Telemedien zu verstehen: An-

gebote, die der Aufbereitung 

von Inhalten aus einer konkre-

ten Sendung einschließlich 

Hintergrundinformationen 

dienen soweit auf für die je-

weilige Sendung genutzte 

Materialien und Quellen zu-

rückgegriffen wird und diese 

Angebote thematisch und in-

haltlich die Sendung unter-

stützend vertiefen und beglei-

ten, ohne jedoch bereits ein 

eigenständiges neues oder 

verändertes Angebot nach 

§ 11 f Abs. 3 darzustellen, 

 

  

(3) Kein Rundfunk sind Ange-

bote, die 

 

1. jedenfalls weniger als 500 

potenziellen Nutzern zum 

zeitgleichen Empfang angebo-

ten werden, 

 

2. zur unmittelbaren Wieder-

gabe aus Speichern von Emp-

fangsgeräten bestimmt sind, 

 

(3) Kein Rundfunk sind Ange-

bote, die  

 

1. jedenfalls weniger als 500 

potenziellen Nutzern zum 

zeitgleichen Empfang angebo-

ten werden, 

 

2. zur unmittelbaren Wieder-

gabe aus Speichern von Emp-

fangsgeräten bestimmt sind, 

 

In § 2 Abs. 3 sollten die Fälle, 

genannt werden, die bisher in 

§ 20b) als Bagatellrundfunk 

definiert werden. Zur weite-

ren Begründung verweisen 

wir auf unsere Kommentie-

rung von § 20b. 
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3. ausschließlich persönlichen 

oder familiären Zwecken die-

nen, 

 

4. nicht journalistisch-

redaktionell gestaltet sind  

oder 

 

5. aus Sendungen bestehen, 

die jeweils gegen Einzelent-

gelt freigeschaltet werden. 

 

3. ausschließlich persönlichen 

oder familiären Zwecken die-

nen, 

 

4. nicht journalistisch-

redaktionell gestaltet sind o-

der 

 

5. aus Sendungen bestehen, 

die jeweils gegen Einzelent-

gelt freigeschaltet werden.  

 

o 

o 

o 

 

 

II. Abschnitt – Vorschriften 

über den öffentlich-

rechtlichen Rundfunk 

 

  

o 

o 

o 

 

 

III. Abschnitt – Vorschriften 

für den privaten Rundfunk 

 

  

 

§ 20 Zulassung 
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(1) Private Veranstalter bedür-

fen zur Veranstaltung von 

Rundfunk einer Zulassung. 

Unbeschadet der Bestimmun-

gen der §§ 21 bis 39 a richtet 

sich die Zulassung eines Ver-

anstalters von bundesweit 

verbreitetem Rundfunk nach § 

20 a; im Übrigen richtet sich 

die Zulassung nach Landes-

recht. In der Zulassung für 

Veranstalter bundesweit ver-

breiteter Programme ist die 

Programmkategorie (Voll- o-

der Spartenprogramm) festzu-

legen.  

 

(1) Private Veranstalter bedür-

fen zur Veranstaltung von 

Rundfunk einer Zulassung; § 

20 b bleibt unberührt. Die Zu-

lassung eines Veranstalters 

nicht bundesweit verbreiteten 

Rundfunks richtet sich nach 

Landesrecht. Für die Zulas-

sung eines Veranstalters bun-

desweit verbreiteten Rund-

funks gelten die §§ 20 bis 24; 

im Übrigen gilt Landesrecht. 

 

(2) Wenn und soweit ein 

elektronischer Informations- 

und Kommunikationsdienst 

dem Rundfunk zuzuordnen 

ist, bedarf der Anbieter eines 

solchen Dienstes einer Zulas-

sung. Stellt die zuständige 

Landesmedienanstalt fest, 

dass diese Voraussetzung vor-

liegt, muss der Anbieter, 

nachdem die Feststellung ihm 

bekannt gegeben ist, nach 

seiner Wahl unverzüglich ei-

nen Zulassungsantrag stellen 

oder innerhalb von drei Mona-

ten den elektronischen Infor-

mations- und Kommunikati-

onsdienst so anbieten, dass 

der Dienst nicht dem Rund-

funk zuzuordnen ist. Anbieter 

von elektronischen Informa-

tions- und Kommunikations-

diensten sind berechtigt, bei 

der zuständigen Landesmedi-

enanstalt einen Antrag auf 

rundfunkrechtliche Unbe-

denklichkeit zu stellen.  

 

(2) Wenn und soweit ein 

elektronischer Informations- 

und Kommunikationsdienst 

dem Rundfunk zuzuordnen 

ist, bedarf der Anbieter eines 

solchen Dienstes einer Zulas-

sung. Stellt die zuständige 

Landesmedienanstalt fest, 

dass diese Voraussetzung vor-

liegt, muss der Anbieter, 

nachdem die Feststellung ihm 

bekannt gegeben ist, nach 

seiner Wahl unverzüglich ei-

nen Zulassungsantrag stellen 

oder innerhalb von drei Mona-

ten den elektronischen Infor-

mations- und Kommunikati-

onsdienst so anbieten, dass 

der Dienst nicht dem Rund-

funk zuzuordnen ist. Anbieter 

von elektronischen Informa-

tions- und Kommunikations-

diensten sind berechtigt, bei 

der zuständigen Landesmedi-

enanstalt einen Antrag auf 

rundfunkrechtliche Unbe-

denklichkeit zu stellen.  
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(3) Das Landesrecht kann ein 

vereinfachtes Zulassungsver-

fahren vorsehen, wenn Sen-

dungen 

 

1. im örtlichen Bereich einer 

öffentlichen Veranstaltung 

und im zeitlichen Zusammen-

hang damit veranstaltet und 

verbreitet werden oder 

 

2. für Einrichtungen angebo-

ten werden, wenn diese für 

gleiche Zwecke genutzt und 

die Sendungen nur dort emp-

fangen werden können und 

im funktionellen Zusammen-

hang mit den in diesen Ein-

richtungen zu erfüllenden 

Aufgaben stehen.  

 

Unberührt bleiben landes-

rechtliche Bestimmungen, 

nach denen Sendungen für 

eine beschränkte Anzahl von 

Wohneinheiten oder Sendun-

gen in Einrichtungen, die sich 

auf ein Gebäude oder einen 

zusammengehörenden Ge-

bäudekomplex beschränken, 

keiner Zulassung bedürfen. 

 

(3) Das Landesrecht kann ein 

vereinfachtes Zulassungsver-

fahren vorsehen, wenn Sen-

dungen 

 

1. im örtlichen Bereich einer 

öffentlichen Veranstaltung 

und im zeitlichen Zusammen-

hang damit veranstaltet und 

verbreitet werden oder 

 

2. für Einrichtungen angebo-

ten werden, wenn diese für 

gleiche Zwecke genutzt und 

die Sendungen nur dort emp-

fangen werden können und 

im funktionellen Zusammen-

hang mit den in diesen Ein-

richtungen zu erfüllenden 

Aufgaben stehen.  

 

Unberührt bleiben landes-

rechtliche Bestimmungen, 

nach denen Sendungen für 

eine beschränkte Anzahl von 

Wohneinheiten oder Sendun-

gen in Einrichtungen, die sich 

auf ein Gebäude oder einen 

zusammengehörenden Ge-

bäudekomplex beschränken, 

keiner Zulassung bedürfen. 

 

 

 (2) Die Zulassung ist in den 

Fällen der §§ 7 Abs. 11 Satz 2, 

25 Abs. 4 Satz 3 und 31 Abs. 4 

und Abs. 6 schriftlich zu ertei-

len; im Übrigen kann sie 

schriftlich oder im Wege der 

Zulassungsfiktion erfolgen. 

Sie gilt als erteilt, wenn sie 

von der zuständigen Landes-

medienanstalt nicht innerhalb 
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von zwei Monaten nach Ein-

gang der vollständigen An-

tragsunterlagen versagt wird. 

Die Frist kann einmal ange-

messen verlängert werden, 

wenn dies wegen der Schwie-

rigkeit der Angelegenheit, 

insbesondere wegen der not-

wendigen Einbeziehung der 

zuständigen Organe der Lan-

desmedienanstalten, gerecht-

fertigt ist. Die Fristverlänge-

rung ist dem Antragsteller 

mitzuteilen und zu begrün-

den.  

 

(4) Die Zulassung eines Fern-

sehveranstalters kann versagt 

oder widerrufen werden, 

wenn 

 

1. sich das Programm des Ver-

anstalters ganz oder in we-

sentlichen Teilen an die Be-

völkerung eines anderen Staa-

tes richtet, der das Europäi-

sche Übereinkommen über 

das grenzüberschreitende 

Fernsehen ratifiziert hat und 

 

2. der Veranstalter sich zu 

dem Zweck in der Bundesre-

publik Deutschland niederge-

lassen hat, die Bestimmungen 

des anderen Staates zu um-

gehen und 

 

3. die Bestimmungen des an-

deren Staates, die der Veran-

stalter zu umgehen bezweckt, 

Gegenstand des Europäischen 

Übereinkommens über das 

(3) Die Zulassung eines Fern-

sehveranstalters kann versagt 

oder widerrufen werden, 

wenn 

 

1. sich das Programm des Ver-

anstalters ganz oder in we-

sentlichen Teilen an die Be-

völkerung eines anderen Staa-

tes richtet, der das Europäi-

sche Übereinkommen über 

das grenzüberschreitende 

Fernsehen ratifiziert hat und 

 

2. der Veranstalter sich zu 

dem Zweck in der Bundesre-

publik Deutschland niederge-

lassen hat, die Bestimmungen 

des anderen Staates zu um-

gehen und 

 

3. die Bestimmungen des an-

deren Staates, die der Veran-

stalter zu umgehen bezweckt, 

Gegenstand des Europäischen 

Übereinkommens über das 
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grenzüberschreitende Fernse-

hen sind.  

 

Statt der Versagung oder des 

Widerrufs der Zulassung kann 

diese auch mit Nebenbe-

stimmungen versehen wer-

den, soweit dies ausreicht, die 

Umgehung nach Satz 1 aus-

zuschließen.  

 

grenzüberschreitende Fernse-

hen sind.  

 

Statt der Versagung oder des 

Widerrufs der Zulassung kann 

diese auch mit Nebenbe-

stimmungen versehen wer-

den, soweit dies ausreicht, die 

Umgehung nach Satz 1 aus-

zuschließen.  

 

 

§ 20 a Erteilung einer Zulas-

sung für Veranstalter von 

bundesweit verbreitetem 

Rundfunk 

 

  

(1) Eine Zulassung darf nur an 

eine natürliche oder juristi-

sche Person erteilt werden, 

die 

 

1. unbeschränkt geschäftsfä-

hig ist, 

 

2. die Fähigkeit, öffentliche 

Ämter zu bekleiden, nicht 

durch Richterspruch verloren 

hat, 

 

3. das Grundrecht der freien 

Meinungsäußerung nicht 

nach Artikel 18 des Grundge-

setzes verwirkt hat, 

 

4. als Vereinigung nicht verbo-
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ten ist, 

 

5. ihren Wohnsitz oder Sitz in 

der Bundesrepublik Deutsch-

land, einem sonstigen Mit-

gliedstaat der Europäischen 

Union oder einem anderen 

Vertragsstaat des Abkom-

mens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum hat und ge-

richtlich verfolgt werden 

kann, 

 

6. die Gewähr dafür bietet, 

dass sie unter Beachtung der 

gesetzlichen Vorschriften und 

der auf dieser Grundlage er-

lassenen Verwaltungsakte 

Rundfunk veranstaltet.  

 

(2) Die Voraussetzungen nach 

Absatz 1 Nr. 1 bis 3 und 6 

müssen bei juristischen Per-

sonen von den gesetzlichen 

oder satzungsmäßigen Ver-

tretern erfüllt sein. Einem 

Veranstalter in der Rechts-

form einer Aktiengesellschaft 

darf nur dann eine Zulassung 

erteilt werden, wenn in der 

Satzung der Aktiengesell-

schaft bestimmt ist, dass die 

Aktien nur als Namensaktien 

oder als Namensaktien und 

stimmrechtslose Vorzugsak-

tien ausgegeben werden dür-

fen.  

 

  

(3) Eine Zulassung darf nicht 

erteilt werden an juristische 

Personen des öffentlichen 

Rechts mit Ausnahme von Kir-
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chen und Hochschulen, an de-

ren gesetzliche Vertreter und 

leitende Bedienstete sowie an 

politische Parteien und Wäh-

lervereinigungen. Gleiches gilt 

für Unternehmen, die im Ver-

hältnis eines verbundenen 

Unternehmens im Sinne des § 

15 des Aktiengesetzes zu den 

in Satz 1 Genannten stehen. 

Die Sätze 1 und 2 gelten für 

ausländische öffentliche oder 

staatliche Stellen entspre-

chend. 

 

§ 20 b Hörfunk im Internet 

 

 

§ 20 b Bagatellrundfunk 

 

Die Tatsache, dass der Rund-

funkbegriff ausgeweitet wur-

de, aber gleichzeitig auch die 

Fälle des Bagatellrundfunks, 

zeigt, dass hier die Deregulie-

rungspotenziale nicht ausge-

schöpft wurden.  

Systematisch ist es nicht wün-

schenswert bei der Zulas-

sungspflicht einzelne Be-

reichsausnahmen einzufüh-

ren. Diese sollten dann bereits 

bei der Definition von Rund-

funk Berücksichtigung finden.   

Wer Hörfunkprogramme aus-

schließlich im Internet ver-

breitet, bedarf keiner Zulas-

sung. Er hat das Angebot der 

zuständigen Landesmedien-

anstalt anzuzeigen. Im Übri-

gen gilt § 20 a entsprechend. 

 

(1) Keiner Zulassung bedürfen 

 

1. Rundfunkprogramme, die 

aufgrund ihrer geringen jour-

nalistisch-redaktionellen Ge-

staltung, ihrer begrenzten 

Dauer und Häufigkeit der 

Verbreitung, ihrer fehlenden 

Einbindung in einen auf Dauer 

angelegten Sendeplan oder 

aus anderen vergleichbaren 

Gründen nur geringe Bedeu-

tung für die individuelle und 

öffentliche Meinungsbildung 

entfalten,  
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2. Rundfunkprogramme, die 

jedenfalls weniger als 5000 

Nutzern zum zeitgleichen 

Empfang angeboten werden,  

 

3. Rundfunkprogramme im In-

ternet, die regelmäßig im 

Monatsdurchschnitt weniger 

als 20.000 Zuschauer errei-

chen [oder vorwiegend dem 

Vorführen und Kommentieren 

des Spielens eines virtuellen 

Spiels dienen]. 

 

Die zuständige Landesmedi-

enanstalt bestätigt die Zulas-

sungsfreiheit auf Antrag 

durch Unbedenklichkeitsbe-

scheinigung. 

 

 

Die Grenzen (5.000 / 20.000) 

erscheinen sachlich nicht un-

mittelbar nachvollziehbar und 

sind einer Kontrolle schwer 

zugänglich. 

Auch wird nicht deutlich, was 

unter „zum zeitgleichem Emp-

fang angeboten“ zu verstehen 

ist. Ebenso ist unklar, was ge-

nau mit „Monatsdurch-

schnitt“ gemeint ist. Hier be-

darf es einer Klarstellung, wie 

der Durchschnitt zu berech-

nen wäre und welche „Zu-

schauer“ tatsächlich in die 

Kalkulation einfließen (Uni-

que User?, unique visit?, dau-

erhafter Besuch?).  

Es erscheint fraglich, warum 

die Ausnahme in Nr. 3 für die 

„Präsentation und Kommen-

tierung von virtuellen Spielen“ 

spezifisch auf ein Einzelphä-

nomen zugeschnitten ist. Die-

se Ausnahme ist allgemeiner 

zu fassen, sodass eine Einzel-

fallregelung verhindert wird. 

 

 (2) Die Landesmedienanstal-

ten regeln das Nähere zur 

Konkretisierung der Zulas-

sungsfreiheit nach Abs. 1 

durch Satzung.  

 

Durch die hier und an weite-

ren Stellen im Entwurf anzu-

treffende Satzungsbefugnis 

besteht die Gefahr, dass „Nä-

heres“ durch landesrechtliche 

Satzungen geregelt wird. 

Auch wenn grundsätzlich die 

Systematik zu begrüßen ist, so 

wird dennoch im Staatsver-

trag selbst, nicht ausreichend 

geregelt, nach welchen Krite-

rien und Grundprinzipien das 

„Nähere“ zu regeln ist und 

was hiervon konkret umfasst 

sein soll. Dies schadet der Ein-
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heitlichkeit des Rechts und 

der Übersichtlichkeit durch 

noch mehr Verweisungen. 

 (3) Vor dem (Datum des In-

krafttretens des Dreiund-

zwanzigsten Rundfunkände-

rungsstaatsvertrages) ange-

zeigte, ausschließlich im In-

ternet verbreitete Hörfunk-

programme gelten als zuge-

lassene Programme nach § 20.  

 

 

 

§ 21 Grundsätze für das Zulas-

sungsverfahren 

 

  

(1) Der Antragsteller hat alle 

Angaben zu machen, alle Aus-

künfte zu erteilen und alle Un-

terlagen vorzulegen, die zur 

Prüfung des Zulassungsan-

trags erforderlich sind. 

 

(1) In dem Zulassungsantrag 

sind Name und Anschrift des 

Antragstellers, Programmin-

halt, Programmkategorie 

(Voll- oder Spartenpro-

gramm), Programmdauer, 

Übertragungstechnik und ge-

plantes Verbreitungsgebiet 

anzugeben. 

 

 

(2) Die Auskunftspflicht und 

die Verpflichtung zur Vorlage 

von Unterlagen erstrecken 

sich insbesondere auf 

 

 

1. eine Darstellung der unmit-

telbaren und mittelbaren Be-

teiligungen im Sinne des § 28 

an dem Antragsteller sowie 

der Kapital- und Stimm-

rechtsverhältnisse bei dem 

Antragsteller und den mit ihm 

(2) Sofern erforderlich hat die 

zuständige Landesmedienan-

stalt Auskunft und die Vorlage 

weiterer Unterlagen zu ver-

langen, die sich insbesondere 

erstrecken auf 

 

1. eine Darstellung der unmit-

telbaren und mittelbaren Be-

teiligungen im Sinne des § 28 

an dem Antragsteller sowie 

der Kapital- und Stimm-

rechtsverhältnisse bei dem 

Antragsteller und den mit ihm 
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im Sinne des Aktiengesetzes 

verbundenen Unternehmen, 

 

2. die Angabe über Angehöri-

ge im Sinne des § 15 Abga-

benordnung unter den Betei-

ligten nach Nummer 1, glei-

ches gilt für Vertreter der Per-

son oder Personengesellschaft 

oder des Mitglieds eines Or-

gans einer juristischen Person, 

 

3. den Gesellschaftsvertrag 

und die satzungsrechtlichen 

Bestimmungen des Antrag-

stellers, 

 

4. Vereinbarungen, die zwi-

schen an dem Antragsteller 

unmittelbar oder mittelbar im 

Sinn von § 28 Beteiligten be-

stehen und sich auf die ge-

meinsame Veranstaltung von 

Rundfunk sowie auf Treu-

handverhältnisse und nach 

den §§ 26 und 28 erhebliche 

Beziehungen beziehen, 

 

5. eine schriftliche Erklärung 

des Antragstellers, dass die 

nach den Nummern 1 bis 4 

vorgelegten Unterlagen und 

Angaben vollständig sind. 

 

im Sinne des Aktiengesetzes 

verbundenen Unternehmen, 

 

2. die Angabe über Angehöri-

ge im Sinne des § 15 Abga-

benordnung unter den Betei-

ligten nach Nummer 1, glei-

ches gilt für Vertreter der Per-

son oder Personengesellschaft 

oder des Mitglieds eines Or-

gans einer juristischen Person, 

 

3. den Gesellschaftsvertrag 

und die satzungsrechtlichen 

Bestimmungen des Antrag-

stellers, 

 

4. Vereinbarungen, die zwi-

schen an dem Antragsteller 

unmittelbar oder mittelbar im 

Sinn von § 28 Beteiligten be-

stehen und sich auf die ge-

meinsame Veranstaltung von 

Rundfunk sowie auf Treu-

handverhältnisse und nach 

den §§ 26 und 28 erhebliche 

Beziehungen beziehen, 

 

5. eine schriftliche Erklärung 

des Antragstellers, dass die 

nach den Nummern 1 bis 4 

vorgelegten Unterlagen und 

Angaben vollständig sind. 

(3) Ist für die Prüfung im 

Rahmen des Zulassungsver-

fahrens ein Sachverhalt be-

deutsam, der sich auf Vorgän-

ge außerhalb des Geltungsbe-

reichs dieses Staatsvertrages 
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bezieht, so hat der Antragstel-

ler diesen Sachverhalt aufzu-

klären und die erforderlichen 

Beweismittel zu beschaffen. 

Er hat dabei alle für ihn be-

stehenden rechtlichen und 

tatsächlichen Möglichkeiten 

auszuschöpfen. Der Antrag-

steller kann sich nicht darauf 

berufen, dass er Sachverhalte 

nicht aufklären oder Beweis-

mittel nicht beschaffen kann, 

wenn er sich nach Lage des 

Falles bei der Gestaltung sei-

ner Verhältnisse die Möglich-

keit dazu hätte beschaffen 

oder einräumen lassen kön-

nen. 

 

(4) Die Verpflichtungen nach 

den Absätzen 1 bis 3 gelten 

für natürliche und juristische 

Personen oder Personenge-

sellschaften, die an dem An-

tragsteller unmittelbar oder 

mittelbar im Sinne von § 28 

beteiligt sind oder zu ihm im 

Verhältnis eines verbundenen 

Unternehmens stehen oder 

sonstige Einflüsse im Sinne 

der §§ 26 und 28 auf ihn aus-

üben können, entsprechend. 

 

  

(5) Kommt ein Auskunfts- o-

der Vorlagepflichtiger seinen 

Mitwirkungspflichten nach 

den Absätzen 1 bis 4 inner-

halb einer von der zuständi-

gen Landesmedienanstalt be-

stimmten Frist nicht nach, 

kann der Zulassungsantrag 

abgelehnt werden. 
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(6) Die im Rahmen des Zulas-

sungsverfahrens Auskunfts- 

und Vorlagepflichtigen sind 

verpflichtet, jede Änderung 

der maßgeblichen Umstände 

nach Antragstellung oder 

nach Erteilung der Zulassung 

unverzüglich der zuständigen 

Landesmedienanstalt mitzu-

teilen. Die Absätze 1 bis 5 fin-

den entsprechende Anwen-

dung. § 29 bleibt unberührt. 

 

  

(7) Unbeschadet anderweiti-

ger Anzeigepflichten sind der 

Veranstalter und die an ihm 

unmittelbar oder mittelbar im 

Sinne von § 28 Beteiligten je-

weils nach Ablauf eines Ka-

lenderjahres verpflichtet, un-

verzüglich der zuständigen 

Landesmedienanstalt gegen-

über eine Erklärung darüber 

abzugeben, ob und inwieweit 

innerhalb des abgelaufenen 

Kalenderjahres bei den nach § 

28 maßgeblichen Beteili-

gungs- und Zurechnungstat-

beständen eine Veränderung 

eingetreten ist. 

 

  

 (8) Ein Zulassungsantrag ist 

nach Eingang bei der zustän-

digen Landesmedienanstalt 

vollständig, wenn der Antrag-

steller die von der Landesme-

dienanstalt geforderten Un-

terlagen nach den Absätzen 1 

bis 7 vorgelegt hat. Der Zulas-

sungsantrag gilt als vollstän-

dig, sofern die Landesmedien-

anstalt die Unvollständigkeit 

der Unterlagen nach den Ab-

sätzen 1 bis 7 nicht innerhalb 

einer Frist von zwei Wochen 
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beanstandet.  

 

o 

o 

o 

 

 

§ 36 Zuständigkeiten, Aufga-

ben 

 

 

 

 

 

(1) Zuständig ist in den Fällen 

des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 1, 3, 

4 und 8 die Landesmedienan-

stalt, bei der der entsprechen-

de Antrag oder die Anzeige 

eingeht.  

 

 

Sind nach Satz 1 mehrere 

Landesmedienanstalten zu-

ständig, entscheidet die Lan-

desmedienanstalt, die zuerst 

mit der Sache befasst worden 

ist.  

 

 

 

 

 

 

Zuständig in den Fällen des 

Absatzes 2 Satz 1 Nr. 5 bis 7 

und 9 sowie in den Fällen der 

Rücknahme oder des Wider-

(1) Zuständig ist in den Fällen 

des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 1, 3, 

4 und 8 die Landesmedienan-

stalt des Landes, in dem der 

betroffene Anbieter seinen 

Sitz, Wohnsitz oder in Erman-

gelung dessen seinen ständi-

gen Aufenthalt hat.  

 

Sind nach Satz 1 mehrere 

Landesmedienanstalten zu-

ständig oder hat Anbieter sei-

nen Sitz im Ausland, entschei-

det die Landesmedienanstalt, 

die zuerst mit der Sache be-

fasst worden ist. Bei Zulas-

sungen, die vor (Datum des 

Inkrafttretens des Dreiund-

zwanzigsten Rundfunkände-

rungsstaatsvertrages) erteilt 

wurden, und Zulassungsver-

längerungen bleibt die zulas-

sungserteilende Landesmedi-

enanstalt zuständig. 

 

Zuständig in den Fällen des 

Absatzes 2 Satz 1 Nr. 5 bis 7 

und 9 sowie in den Fällen der 

Rücknahme oder des Wider-
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rufs der Zulassung oder der 

Zuweisung ist die Landesme-

dienanstalt, die dem Veran-

stalter die Zulassung erteilt, 

die Zuweisung vorgenommen 

oder die Anzeige entgegenge-

nommen hat. 

 

rufs der Zulassung oder der 

Zuweisung ist die Landesme-

dienanstalt, die dem Veran-

stalter die Zulassung erteilt, 

die Zuweisung vorgenommen  

oder die Anzeige entgegenge-

nommen hat. 

 

 

(2) Die ZAK ist für folgende 

Aufgaben zuständig: 

 

1. Zulassung, Rücknahme oder 

Widerruf der Zulassung bun-

desweiter Veranstalter nach 

§§ 20a, 38 Abs. 3 Nr. 1 und 

Abs. 4 Nr. 1 sowie Anzeige der 

Veranstaltung von Hörfunk im 

Internet nach § 20b Satz 2, 

 

2. Wahrnehmung der Aufga-

ben nach § 51 Abs. 3 Satz 1 Nr. 

1 und 3, 

 

3. Zuweisung von Übertra-

gungskapazitäten für bun-

desweite Versorgungsbedarfe 

und deren Rücknahme oder 

Widerruf nach §§ 51 a und 38 

Abs. 3 Nr. 2 und Abs. 4 Nr. 2, 

soweit die GVK nicht nach Ab-

satz 3 zuständig ist, 

 

4. Anzeige des Plattformbe-

triebs nach § 52, 

 

5. Aufsicht über Plattformen 

 

(2) Die ZAK ist für folgende 

Aufgaben zuständig: 

 

1. Zulassung, Rücknahme oder 

Widerruf der Zulassung bun-

desweiter Veranstalter nach 

§§ 20 a, 38 Abs. 3 Nr. 1 und 

Abs. 4 Nr. 1 sowie Anzeige der 

Veranstaltung von Hörfunk im 

Internet nach § 20b Satz 2, 

 

2. Wahrnehmung der Aufga-

ben nach § 51 Abs. 3 Satz 1 Nr. 

1 und 3, 

 

3. Zuweisung von Übertra-

gungskapazitäten für bun-

desweite Versorgungsbedarfe 

und deren Rücknahme oder 

Widerruf nach §§ 51 a und 38 

Abs. 3 Nr. 2 und Abs. 4 Nr. 2, 

soweit die GVK nicht nach Ab-

satz 3 zuständig ist, 

 

4. Anzeige des Medienplatt-

formbetriebs nach § 52,  

 

5. Aufsicht über Plattformen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

In Ziffer 4 sollte es heißen „An-

zeige des Medienplattformbe-

triebs nach § 52“.  
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nach § 51 b Abs. 1 und 2 sowie 

§§ 52 a bis f, soweit nicht die 

GVK nach Absatz 3 zuständig 

ist, 

 

6. Feststellung des Vorliegens 

der Voraussetzungen für Re-

gionalfensterprogramme 

nach § 25 Abs. 4 Satz 1 und 

für Sendezeit für Dritte nach § 

31 Abs. 2 Satz 4, 

 

 

 

 

7. Aufsichtsmaßnahmen ge-

genüber privaten bundeswei-

ten Veranstaltern, soweit 

nicht die KEK nach Absatz 4 

zuständig ist, 

 

8. Entscheidungen über die 

Zulassungspflicht nach § 20 

Abs. 2; diese Entscheidungen 

trifft sie einvernehmlich, 

 

9. Befassung mit Anzeigen 

nach § 38 Abs. 1. 

 

Die ZAK kann Prüfausschüsse 

für die Aufgaben nach Satz 1 

Nr. 7 einrichten. Die Prüfaus-

schüsse entscheiden jeweils 

bei Einstimmigkeit anstelle 

der ZAK. Zu Beginn der Amts-

periode der ZAK wird die Ver-

teilung der Verfahren von der 

nach § 51 b Abs. 1 und 2 sowie 

§§ 52 a bis f, soweit nicht die 

GVK nach Absatz 3 zuständig 

ist, 

 

6. Feststellung des Vorliegens 

der Voraussetzungen für Re-

gionalfensterprogramme 

nach § 25 Abs. 4 Satz 1 und 

für Sendezeit für Dritte nach § 

31 Abs. 2 Satz 4, 

 

6a. Aufsicht über Medienin-

termediäre nach §§ 53 d und 

e,  

 

7. Aufsichtsmaßnahmen ge-

genüber privaten bundeswei-

ten Veranstaltern, soweit 

nicht die KEK nach Absatz 4 

zuständig ist,  

 

8. Entscheidungen über die 

Zulassungspflicht nach § 20 

Abs. 2; diese Entscheidungen 

trifft sie einvernehmlich, 

 

9. Befassung mit Anzeigen 

nach § 38 Abs. 1.  

 

Die ZAK kann Prüfausschüsse 

für die Aufgaben nach Satz 1 

Nr. 7 einrichten. Die Prüfaus-

schüsse entscheiden jeweils 

bei Einstimmigkeit anstelle 

der ZAK. Zu Beginn der Amts-

periode der ZAK wird die Ver-

teilung der Verfahren von der 

In Ziffer 5 sollte der Begriff 

„Plattformen“ durch „Medien-

plattformen und Benutzerober-

flächen“ ersetzt werden.  

 

 

 

 

 

Die Übertragung der 

 

Die hier vorgenommene Über-

tragung der Aufsicht über 

Medienintermediäre an die 

ZAK führt u. U. – je nach Ge-

staltung durch die Länder – zu 

Konflikten: 

Medienintermediäre sind Te-

lemedien, § 2 Abs. 2 Nr. 13b. 

Gem. § 59 Abs. 2 ist für Tele-

medien aber die „nach Lan-

desrecht bestimmte Auf-

sichtsbehörde“ zuständig. 

Diese muss nicht notwendig 

die ZAK sein. . 
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ZAK festgelegt. Das Nähere ist 

in der Geschäftsordnung der 

ZAK festzulegen. 

 

ZAK festgelegt. Das Nähere ist 

in der Geschäftsordnung der 

ZAK festzulegen. 

 

o 

o 

o 

 

 

§ 39 Anwendungsbereich 

 

  

Die §§ 20 a bis 38 gelten nur 

für bundesweite Angebote. 

Die §§ 20, 20 a, § 21 Abs. 1, § 

24 und die §§ 35 bis 38 und 

39 a gelten auch für Tele-

shoppingkanäle. Eine abwei-

chende Regelung durch Lan-

desrecht ist nicht zulässig. Die 

Entscheidungen der KEK sind 

den Zuweisungen von Über-

tragungskapazitäten nach 

diesem Staatsvertrag und 

durch die zuständige Landes-

medienanstalt auch bei der 

Entscheidung über die Zuwei-

sung von Übertragungskapa-

zitäten nach Landesrecht zu-

grunde zu legen. 

 

  

o 

o 

o 

 

 

IV. Abschnitt – Revision, Ord-

nungswidrigkeiten 
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o 

o 

o 

 

 

V. Abschnitt – Plattformen, 

Übertragungskapazitäten 

 

 

V. Abschnitt – Medienplatt-

formen, Benutzeroberflächen, 

Übertragungskapazitäten 

 

 

§ 50 Grundsatz 

 

  

Die Entscheidung über die Zu-

ordnung, Zuweisung und Nut-

zung der Übertragungskapazi-

täten, die zur Verbreitung von 

Rundfunk und vergleichbaren 

Telemedien (Telemedien, die 

an die Allgemeinheit gerichtet 

sind) dienen, erfolgt nach 

Maßgabe dieses Staatsvertra-

ges und des jeweiligen Lan-

desrechts. 

 

Die Entscheidung über die Zu-

ordnung, Zuweisung und Nut-

zung der Übertragungskapazi-

täten, die zur Verbreitung von 

Rundfunk und rundfunkähnli-

chen Telemedien (Telemedien, 

die an die Allgemeinheit ge-

richtet sind) dienen, erfolgt 

nach Maßgabe dieses Staats-

vertrages und des jeweiligen 

Landesrechts. 

 

 

o 

o 

o 

 

 

§ 51 a Zuweisung von draht-

losen Übertragungskapazitä-

ten an private Anbieter durch 

die zuständige Landesmedi-

enanstalt 
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(1) Übertragungskapazitäten 

für drahtlose bundesweite 

Versorgungsbedarfe privater 

Anbieter können Rundfunk-

veranstaltern, Anbietern von 

vergleichbaren Telemedien 

oder Plattformanbietern 

durch die zuständige Landes-

medienanstalt zugewiesen 

werden. 

 

(1) Übertragungskapazitäten 

für drahtlose bundesweite 

Versorgungsbedarfe privater 

Anbieter können Rundfunk-

veranstaltern, Anbietern von 

vergleichbaren Telemedien 

oder Plattformanbietern 

durch die zuständige Landes-

medienanstalt zugewiesen 

werden. 

 

Bitkom bewertet die Strei-

chung von „vergleichbaren“ 

Telemedien, seiner früheren 

Stellungnahme folgend, posi-

tiv. Durch die frühere Ver-

wendung von „vergleichbar“ 

wurde der zusammengesetzte 

Begriff konturlos, was der 

Rechtssicherheit und Ver-

ständlichkeit abträglich war. 

Stattdessen sollte „rundfunk-

ähnliche“ eingesetzt werden. 

o 

o 

o 

 

 

§ 52 Plattformen 

 

 

§ 52 Medienplattformen und 

Benutzeroberflächen 

 

 

(1) Die nachstehenden Rege-

lungen gelten für Plattformen 

auf allen technischen Über-

tragungskapazitäten. Mit 

Ausnahme der §§ 52 a und f 

gelten sie nicht für Anbieter 

von 

 

 

1. Plattformen in offenen Net-

zen (Internet, UMTS oder ver-

gleichbare Netze), soweit sie 

dort über keine marktbeherr-

schende Stellung verfügen, 

 

2. Plattformen, die sich auf die 

(1) Die nachstehenden Rege-

lungen gelten für alle Medi-

enplattformen und Benutzer-

oberflächen. Mit Ausnahme 

der Abs. 2 und 3, der §§ 52 a, 

52 g Abs. 1 und 52 h gelten sie 

nicht für 

 

1. Plattformen in offenen Net-

zen (Internet, UMTS oder ver-

gleichbare Netze), soweit sie 

dort über keine marktbeherr-

schende Stellung verfügen, 

 

2. Plattformen, die sich auf die 

unveränderte Weiterleitung 

eines Gesamtangebotes be-

Die Begrenzung auf „infra-

strukturgebundene Medien-

plattformen mit in der Regel 

weniger als 10.000 ange-

schlossenen Wohneinheiten“ 

sollte maßgeblich auch für 

die Regelungen in den Lan-

desmediengesetzen sein. 

Durch die Abschaltung des 

analogen Kabelfernsehens 

werden weite Teile der Platt-

formregulierung obsolet; 

teilweise verweisen die Lan-

desgesetze bereits auf den 

Staatsvertrag. Die Begren-

zung des Anwendungsbe-

reichs des Landesrechts ist 

aber oft davon unabhängig, 

was zu Widersprüchen führt. 

Durch den Wegfall der 



www.bitkom.org 

 

Stellungnahme 
Medienstaatsvertrag 
Seite 36|71 

 

 

 

 

 

 

unveränderte Weiterleitung 

eines Gesamtangebotes be-

schränken, das den Vorgaben 

dieses Abschnitts entspricht, 

 

3. drahtgebundenen Platt-

formen mit in der Regel weni-

ger als 10.000 angeschlosse-

nen Wohneinheiten oder 

 

4. drahtlosen Plattformen mit 

in der Regel weniger als 

20.000 Nutzern.  

 

 

 

 

Die Landesmedienanstalten 

legen in den Satzungen und 

Richtlinien nach § 53 fest, 

welche Anbieter unter Be-

rücksichtigung der regionalen 

und lokalen Verhältnisse den 

Regelungen nach Satz 2 un-

terfallen. 

 

schränken, das den Vorgaben 

dieses Abschnitts entspricht, 

 

1. infrastrukturgebundene 

Medienplattformen mit in der 

Regel weniger als 10.000 an-

geschlossenen Wohneinhei-

ten oder 

 

2. nicht infrastrukturgebun-

dene Medienplattformen und 

Benutzeroberflächen, die kei-

ne Benutzeroberflächen von 

Medienplattformen nach 

Ziff. 1 sind, mit in der Regel 

weniger als 20.000 tatsächli-

chen Nutzern im Monats-

durchschnitt.  

 

Die Landesmedienanstalten 

legen in den Satzungen und 

Richtlinien nach § 53 unter 

Berücksichtigung der regiona-

len und lokalen Verhältnisse 

Kriterien für die Ermittlung 

der Schwellenwerte fest. 

 

„drahtlosen Plattformen“ 

wäre klarzustellen unter wel-

che Regelungen beispielswie-

se  DAB+ und DVB-T zukünf-

tig fallen. 

Für die Kommentierung von 

§ 52 Abs. 1 Nr. 2 verweisen 

wir auf unsere Kommentie-

rung zu § 20b Abs. 1 Ziffer 3 

(Seite 24).  

Insbesondere möchten wir 

noch einmal betonen, dass 

funktionsäquivalente Dienste 

zwar generell in vergleichba-

rer Weise reguliert werden 

sollten, eine Ausdehnung der 

Regulierung auf neue Anbie-

ter, wie die OTTs, statt der 

Ausschöpfung von Deregulie-

rungspotenzialen – insbe-

sondere für die bereits regu-

lierten Plattformen – aus 

Sicht des Bitkom aber der fal-

sche Weg ist. Die Schwellen-

werte, die dem Staatsvertrag 

zugrunde liegen, erscheinen 

beliebig und sollten daher 

überprüft werden. 

 

 

(2) Eine Plattform darf nur be-

treiben, wer den Anforderun-

gen des § 20 a Abs. 1 und 2 

genügt. 

 

(2) Eine infrastrukturgebun-

dene Medienplattform darf 

nur betreiben, wer den Anfor-

derungen des § 20 a Abs. 1 

und 2 Satz 1 genügt. Im Übri-

gen hat ein Anbieter einer 

Medienplattform oder ein An-

bieter einer Benutzeroberflä-

che oder ein von diesem je-

weils benannter Bevollmäch-

tigter die Anforderungen des 

§ 20 a Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 zu 
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erfüllen. 

 

(3) Private Anbieter, die eine 

Plattform mit Rundfunk und 

vergleichbaren Telemedien 

anbieten wollen, müssen dies 

mindestens einen Monat vor 

Inbetriebnahme der zuständi-

gen Landesmedienanstalt an-

zeigen. Die Anzeige hat zu 

enthalten 

 

1. Angaben entsprechend § 20 

a Abs. 1 und 2 und 

 

2. die Darlegung, wie den An-

forderungen der §§ 52 a bis 52 

d entsprochen werden soll. 

 

(3) Private Anbieter, die eine 

Medienplattform anbieten 

wollen, müssen dies mindes-

tens einen Monat vor Inbe-

triebnahme der zuständigen 

Landesmedienanstalt anzei-

gen. Die Anzeige hat zu ent-

halten 

 

1. Angaben nach Abs. 2 Satz 1 

und 

 

2. Angaben zur technischen 

und voraussichtlichen Nut-

zungsreichweite. 

 

Die Regelung der vorgeschal-

teten Anzeigepflicht ist über-

flüssig und läuft dem anzu-

strebenden Ziel einer Deregu-

lierung diametral zuwider. 

Durch die weite Definition der 

Medienplattform wird ein ho-

her bürokratischer Aufwand 

erzeugt. Hinreichend wäre ei-

ne ex-post Kontrolle. Der Ab-

satz ist deshalb insgesamt zu 

streichen. 

Sollte an einer Anzeigepflicht 

festgehalten werden, so soll-

ten bereits nach aktuellem 

Staatsvertrag angezeigte Me-

dienplattformen nicht einer 

erneuten Anzeigepflicht un-

terliegen.  

 

 

§ 52 a Regelungen für Platt-

formen 

 

 

§ 52 a Regelungen für Medi-

enplattformen und Benutzer-

oberflächen 

 

 

(1) Für die Angebote in Platt-

formen gilt die verfassungs-

mäßige Ordnung. Die Vor-

schriften der allgemeinen Ge-

setze und die gesetzlichen 

Bestimmungen zum Schutz 

der persönlichen Ehre sind 

einzuhalten. 

 

(1) Für die Angebote in Medi-

enplattformen und Benutzer-

oberflächen gilt die verfas-

sungsmäßige Ordnung. Die 

Vorschriften der allgemeinen 

Gesetze und die gesetzlichen 

Bestimmungen zum Schutz 

der persönlichen Ehre sind 

einzuhalten. 

 

 

(2) Plattformanbieter sind für 

eigene Programme und Diens-

te verantwortlich. Bei Verfü-

(2) Anbieter von Medienplatt-

formen und Benutzeroberflä-

chen sind für eigene Pro-
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gungen der Aufsichtsbehör-

den gegen Programme und 

Dienste Dritter, die über die 

Plattform verbreitet werden, 

sind diese zur Umsetzung die-

ser Verfügung verpflichtet. 

Sind Maßnahmen gegenüber 

dem Verantwortlichen von 

Programmen und Diensten 

nach Satz 2 nicht durchführ-

bar oder nicht Erfolg verspre-

chend, können Maßnahmen 

zur Verhinderung des Zu-

gangs von Programmen und 

Diensten auch gegen den 

Plattformanbieter gerichtet 

werden, sofern eine Verhinde-

rung technisch möglich und 

zumutbar ist. 

 

gramme und Dienste verant-

wortlich. Bei Verfügungen der 

Aufsichtsbehörden gegen 

Programme und Dienste Drit-

ter, die über die Medienplatt-

form verbreitet werden, sind 

diese zur Umsetzung dieser 

Verfügung verpflichtet. Sind 

Maßnahmen gegenüber dem 

Verantwortlichen von Pro-

grammen und Diensten nach 

Satz 2 nicht durchführbar o-

der nicht Erfolg versprechend, 

können Maßnahmen zur Ver-

hinderung des Zugangs von 

Programmen und Diensten 

auch gegen den Anbieter der 

Medienplattform oder Benut-

zeroberfläche gerichtet wer-

den, sofern eine Verhinderung 

technisch möglich und zu-

mutbar ist. 

 

(3) Der Anbieter einer Platt-

form darf ohne Zustimmung 

des jeweiligen Rundfunkver-

anstalters dessen Programme 

und vergleichbare Telemedien  

 

 

inhaltlich und technisch nicht 

verändern  

 

 

 

 

 

 

(3) Ohne Einwilligung des je-

weiligen Rundfunkveranstal-

ters oder Anbieters rundfunk-

ähnlicher Telemedien dürfen 

dessen Rundfunkprogramme, 

rundfunkähnliche Telemedien 

oder Teile davon 

 

a) inhaltlich und technisch 

nicht verändert, 

 

b) im Zuge ihrer Abbildung 

nicht vollständig oder teilwei-

se mit kommerzieller Kom-

munikation, Inhalten aus 

Rundfunkprogrammen oder 

rundfunkähnlichen Tele-

medien, einschließlich Emp-

fehlungen oder Hinweisen 

hierauf, überblendet oder ihre 

Die Vorschrift ist aus der Dis-

kussion über parasitäre Ge-

schäftsmodelle entstanden, 

deren Werbeüberblendungen 

man verhindern wollte. Nun 

liest sich die Vorschrift wie 

eine Schutzklausel für Sender 

vor dem Sichtbarwerden al-

ternativer Angebote 

(„Marktanteilssicherungsre-

gulierung“), etwa über Pro-

gramminformations- oder 

Empfehlungsmechanismen. 

Dies ist nicht nachvollzieh-

bar. Die Regelung bedeutet 

jedenfalls eine erhebliche 

Ausweitung des Signalschut-

zes zu Lasten der Anbieter, 

vor allem aber eine erhebli-

che Einschränkung der Nut-

zerautonomie. Es ist für eine 

solche Regulierung kein 

Schutzzweck/-anlass ersicht-

lich. Im Gegenteil wäre um-
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sowie einzelne Rundfunkpro-

gramme oder Inhalte nicht in 

Programmpakete aufnehmen 

oder in anderer Weise entgelt-

lich oder unentgeltlich ver-

markten. 

 

Abbildung zu diesem Zweck 

skaliert oder 

 

c) nicht in Angebotspakete 

aufgenommen oder in ande-

rer Weise entgeltlich oder un-

entgeltlich vermarktet wer-

den. 

 

gekehrt eine Regelung erfor-

derlich, die vielfaltsbeschrän-

kende Gestaltungen durch 

Vorgaben der Inhalteanbieter 

untersagt. 

 

Ziel der Regelung sollte es 

sein, Überblendung durch 

Werbung (so sollte es auch 

im Text benannt werden, vgl. 

die entsprechende Begriffs-

bestimmung im Rundfunk-

staatsvertrag) zu verhindern, 

sollten Empfehlungssysteme 

erlaubt sein, zumal sie viel-

faltssichernde Wirkung ha-

ben können. Deshalb sollte § 

52a Abs. 3c) wie folgt ergänzt 

werden: „Keine Werbung im 

Sinne dieses Paragraphen 

sind Empfehlungen zu und 

Hinweise auf Inhalte aus 

Rundfunkprogrammen oder 

rundfunkähnlichen Tele-

medien, außer diese erfolgen 

gegen eine entgeltliche Ver-

gütung.“  

Eine Ausdehnung auch auf 

redaktionelle Empfehlungen 

und Hinweise auf Rundfunk-

programme oder rundfunk-

ähnliche Telemedien lehnen 

wir ab. Hinweise und Emp-

fehlungen tragen potenziell 

zur Vielfalt der vom Nutzer 

wahrgenommenen Inhalte 

und damit zu einer ausge-

wogeneren Meinungsbildung 

bei. 

Zu begrüßen ist jedoch, dass 

der Anwendungsbereich tat-

bestandlich auf Rundfunkin-

halte beschränkt ist und an-

dere Anwendungen, z. B. 

Smart Home Systeme von der 
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Regelung ausgenommen 

sind. 

 

Technische Veränderungen, 

die ausschließlich einer effi-

zienten Kapazitätsnutzung 

dienen und die Einhaltung des 

vereinbarten Qualitätsstan-

dards nicht beeinträchtigen, 

sind zulässig. 

 

(4) Abweichend von Absatz 3 

Buchst. a sind technische Ver-

änderungen, die ausschließ-

lich einer effizienten Kapazi-

tätsnutzung dienen und die 

Einhaltung des vereinbarten 

oder, im Fall, dass keine Ver-

einbarung getroffen wurde, 

marktüblichen Qualitätsstan-

dards nicht beeinträchtigen, 

zulässig. [Abweichend von 

Absatz 3 Buchst. b sind Über-

blendungen oder Skalierun-

gen zum Zweck von Empfeh-

lungen oder Hinweisen auf 

Inhalte aus Rundfunkpro-

grammen oder rundfunkähn-

lichen Telemedien zulässig, 

die durch den Nutzer im Ein-

zelfall veranlasst sind oder in 

die der Nutzer generell ein-

gewilligt hat (Opt-In), wenn er 

die Einwilligung jederzeit in 

einfacher Weise und dauer-

haft widerrufen kann. Dem 

Nutzer sind zu Inhalt und 

Reichweite seiner Einwilli-

gung und der Möglichkeit des 

Widerrufs leicht verständliche 

Informationen zur Verfügung 

zu stellen.] 

 

 

Bitkom unterstützt der Auf-

nahme des geklammerten 

Zusatzes in Abs. 4. Positiv ist 

hierbei insbesondere, die 

Möglichkeit eines generellen 

Opt-Ins und keine Beschrän-

kung auf jeden Einzelfall, der 

für Nutzer hinderlich wäre. 

Anbieter sollten nicht die 

Hoheit über die Bildschirme 

der Nutzer haben; vielmehr 

sollte der Nutzer autonom 

auf einer angemessenen In-

formationsgrundlage über 

die Ausgestaltung entschei-

den dürfen. Auch um ein ein-

heitliches Regelungssystem 

mit der AVMD-RL herzustel-

len, ist die Aufnahme erfor-

derlich. 

Der Klammerverweis auf 

„Opt-In“ ist jedoch nicht er-

forderlich und kann deshalb 

gestrichen werden. Es reicht 

der Bezug auf die Einwilli-

gung des Nutzers. 

„Abweichend von Absatz 

3a)..“ nimmt systematisch 

falsch auf die „Zulässigkeit“ 

Bezug. Hier muss es heißen: 

„Keine technischen Verände-

rungen im Sinne von Absatz 3 

lit. a) sind Veränderungen, die 

…“. „Zulässig“ am Ende des 

Satzes ist zu streichen. 

Dennoch geht die mit der 

Regelung intendierte Ein-

schränkung viel zu weit. 

Zwar wären Empfehlungen 

mit Zustimmung des Nutzers 

noch eingeschränkt möglich. 
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Seit Jahren übliche Funktio-

nen wie z. B. das Einblenden 

einer Programmvorschau im 

Senderlisting oder die von 

Nutzern geliebte Bild-in-Bild 

/ Split-Screen-Funktion wä-

ren nicht mehr möglich, 

selbst nicht mit Zustimmung 

des Nutzers. Das geht viel zu 

weit und verhindert nicht nur 

jegliche Innovation, sondern 

dreht innovative Produkte 

um Jahre hinter den bereits 

heute erreichten Standard 

zurück. 

Fraglich ist, was „marktübli-

che Qualitätsstandards“ sind. 

Die Formulierung ist zu un-

bestimmt. Ob es „marktübli-

che Qualitätsstandards“ in 

diesem Bereich überhaupt 

gibt, ist fraglich. 

Bitkom fordert die Aufnahme 

der Möglichkeit von vielfalts-

sichernden bzw. vielfaltstär-

kenden Einblendungen.  

Begrüßt wird im vorliegen-

den Vorschlag jedoch die Dif-

ferenzierung zwischen nut-

zer- und anbieterveranlass-

ten technischen Verände-

rungen. 

 (5) Bei einer Überblendung 

oder Skalierung von Angebo-

ten durch Anbieter einer Me-

dienplattform oder Benutzer-

oberfläche zum Zweck der 

kommerziellen Kommunikati-

on finden die für das über-

blendete Angebot geltenden 

Beschränkungen entspre-

chende Anwendung. 

 

Eine grundsätzliche Möglich-

keit auch kommerzielle 

Kommunikation auf den 

Endgeräten abzubilden wird 

von Bitkom unterstützt. Völ-

lig offen ist hierbei allerdings 

sowohl die Definition von 

kommerzieller Kommunika-

tion als auch die Bedeutung 

von „für das Angebot gelten-

den Beschränkungen“ und 

die Abgrenzung zum vorste-

hen Absatz. In jedem Fall soll-
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te auch „Werbung“ als 

„kommerzielle Kommunika-

tion“ in den Wortlaut mit 

aufgenommen werden und 

die geltenden Beschränkun-

gen mit konkretem §§-

Verweis benannt werden.  

 

§ 52 b Belegung von Plattfor-

men 

 

 

§ 52 b Belegung von Medien-

plattformen 

 

(1) Für Plattformen privater 

Anbieter mit Fernsehpro-

grammen gelten die nachfol-

genden Bestimmungen: 

 

(1) Für infrastrukturgebunde-

ne Medienplattformen gelten 

die nachfolgenden Bestim-

mungen. 

 

Unklar ist, warum es eines ex-

pliziten Verweises auf infra-

strukturgebundene Medien-

plattformen bedarf.  

Zudem sollte in Abs. 1 klarge-

stellt werden, wo die „nachfol-

genden Bestimmungen“ en-

den. „…gelten die nachfolgen-

den Bestimmungen des § 52b).“  

1. Der Plattformanbieter  

 

hat innerhalb einer techni-

schen Kapazität im Umfang 

von höchstens einem Drittel 

der für die digitale Verbrei-

tung von Rundfunk zur Verfü-

gung stehenden Gesamtkapa-

zität sicherzustellen, dass 

 

 

a) die erforderlichen Kapazitä-

ten für die für die bundeswei-

te Verbreitung gesetzlich be-

stimmten beitragsfinanzier-

ten Programme sowie für die 

Dritten Programme des öf-

fentlich-rechtlichen Rund-

funks einschließlich pro-

(2) Der Anbieter einer Medi-

enplattform  

 

1. hat sicherzustellen, dass in-

nerhalb einer technischen Ka-

pazität im Umfang von höchs-

tens einem Drittel der für die 

digitale Verbreitung von Fern-

sehprogrammen zur Verfü-

gung stehenden Gesamtkapa-

zität 

 

a) die erforderlichen Kapazitä-

ten für die zur bundesweiten 

Verbreitung gesetzlich be-

stimmten beitragsfinanzier-

ten Programme sowie für die 

Dritten Programme des öf-

fentlich-rechtlichen Rund-

funks einschließlich pro-

Der Bereich des must-carry bie-

tet weiteres – bisher ungenutz-

tes – Potenzial zu einer Dere-

gulierung. Must-carry ist in 

heutigen Zeiten nicht mehr zu 

rechtfertigen; eine Knappheits-

situation, wie sie dieses Prinzip 

ursprünglich rechtfertigte, be-

steht nicht mehr. 

Der Begriff der Kapazität ist zu 

ändern, denn er ist aufgrund 

der Vielfalt der betroffenen 

Anbieter nicht mehr einheitlich 

bestimmbar. Nach Ansicht des 

Bitkom wäre die Zahl der vor-

gehaltenen Programme ein ge-

eigneter Bemessungsfaktor. 

Bitkom unterstützt die Auf-

nahme des Klammerzusatzes 

bei lit. a. Nur so ist eindeutig, 

dass die Dritten nur in ihrem 

jeweiligen Bestimmungsgebiet 
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grammbegleitender Dienste 

zur Verfügung stehen; die im 

Rahmen der Dritten Pro-

gramme verbreiteten Landes-

fenster sind nur innerhalb der 

Länder zu verbreiten, für die 

sie gesetzlich bestimmt sind, 

 

b) die Kapazitäten für die pri-

vaten Fernsehprogramme, die 

Regionalfenster gemäß § 25 

enthalten, zur Verfügung ste-

hen, 

 

 

c) die Kapazitäten für die im 

jeweiligen Land zugelassenen 

regionalen und lokalen Fern-

sehprogramme sowie die Of-

fenen Kanäle zur Verfügung 

stehen; die landesrechtlichen 

Sondervorschriften für Offene 

Kanäle und vergleichbare An-

gebote bleiben unberührt, 

 

 

d) die technischen Kapazitä-

ten nach Buchstabe a bis c im 

Verhältnis zu anderen digita-

len Kapazitäten technisch 

gleichwertig sind, 

 

2. innerhalb einer weiteren 

technischen Kapazität im Um-

fang der Kapazität nach 

Nummer 1 trifft der Plattfor-

manbieter die Entscheidung 

über die Belegung mit in digi-

taler Technik verbreiteten 

Fernsehprogrammen und Te-

grammbegleitender Dienste 

zur Verfügung stehen; für [die 

Dritten Programme und] die 

im Rahmen der Dritten Pro-

gramme verbreiteten Landes-

fenster gilt dies nur innerhalb 

der Länder, für die sie gesetz-

lich bestimmt sind, 

 

b) die Kapazitäten für die pri-

vaten Fernsehprogramme, die 

Regionalfenster gemäß § 25 

enthalten, einschließlich pro-

grammbegleitender Dienste, 

zur Verfügung stehen, 

 

c) die Kapazitäten für die im 

jeweiligen Land zugelassenen 

regionalen und lokalen Fern-

sehprogramme sowie die Of-

fenen Kanäle zur Verfügung 

stehen; dies gilt nur innerhalb 

des Gebiets, für das sie jeweils 

bestimmt sind; die landes-

rechtlichen Sondervorschrif-

ten für Offene Kanäle und 

vergleichbare Angebote blei-

ben unberührt, 

 

d) die technischen Kapazitä-

ten nach Buchstabe a bis c im 

Verhältnis zu anderen digita-

len Kapazitäten technisch 

gleichwertig sind, 

 

2. trifft selbst innerhalb einer 

weiteren technischen Kapazi-

tät im Umfang der Kapazität 

nach Nummer 1 die Entschei-

dung über die Belegung mit in 

digitaler Technik verbreiteten 

Fernsehprogrammen ein-

aufzunehmen sind. Andernfalls 

könnten die Plattformen auch 

zur bundesweiten Ausstrah-

lung aller Dritten verpflichtet 

sein.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bitkom fordert die Begren-

zung der „technische[n] 

Gleichwertigkeit“ in Buchsta-

be d) auf „andere marktübli-

che digitale Kapazitäten“, 

damit Innovationen wie UHD 

nicht blockiert werden. 

Bei dieser Regelung handelt es 

sich um eine massive Regulie-

rungserweiterung, die abzu-

lehnen ist. Auch der Free-

Carry-Bereich („3. Drittel“) soll 

nun nicht mehr frei gestaltbar 

sein, sondern wird durch die 

Vorgabe der Einbeziehung von 

Vielfaltsgesichtspunkten mit-

tels des Verweises auf § 52c 

im Ergebnis so behandelt wie 

der Non-Must-Carry- bzw. 

May-Carry-Bereich („2. Drit-

tel“). 

Die Forderungen nach der 
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lemedien, soweit er darin un-

ter Einbeziehung der Interes-

sen der angeschlossenen Teil-

nehmer eine Vielzahl von Pro-

grammveranstaltern sowie 

ein vielfältiges Programman-

gebot an Vollprogrammen, 

nicht entgeltfinanzierten Pro-

grammen, Spartenprogram-

men und Fremdsprachenpro-

grammen einbezieht sowie 

vergleichbare Telemedien und 

Teleshoppingkanäle ange-

messen berücksichtigt. 

 

3. Innerhalb der darüber hin-

ausgehenden technischen Ka-

pazitäten trifft er die Ent-

scheidung über die Belegung 

allein nach Maßgabe der all-

gemeinen Gesetze. 

Reicht die Kapazität zur Bele-

gung nach Satz 1 nicht aus, 

sind die Grundsätze des Sat-

zes 1 entsprechend der zur 

Verfügung stehenden Ge-

samtkapazität anzuwenden; 

dabei haben die für das jewei-

lige Verbreitungsgebiet ge-

setzlich bestimmten beitrags-

finanzierten Programme und 

programmbegleitende Diens-

te des öffentlich-rechtlichen 

Rundfunks Vorrang unbe-

schadet der angemessenen 

Berücksichtigung der Angebo-

te nach Satz 1 Nr. 1 Buchst. b 

und c. 

 

schließlich programmbeglei-

tender Dienste und Tele-

medien, soweit er darin unter 

Einbeziehung der Interessen 

der angeschlossenen Teil-

nehmer eine Vielzahl von Pro-

grammveranstaltern sowie 

ein vielfältiges Programman-

gebot an Vollprogrammen, 

nicht entgeltfinanzierten Pro-

grammen, Spartenprogram-

men und Fremdsprachenpro-

grammen einbezieht sowie 

vergleichbare Telemedien und 

Teleshoppingkanäle ange-

messen berücksichtigt, 

 

3. trifft innerhalb der darüber 

hinausgehenden technischen 

Kapazitäten die Entscheidung 

über die Belegung nach Maß-

gabe des § 52 c Abs. 2 und der 

allgemeinen Gesetze. 

Reicht die Kapazität zur Bele-

gung nach Satz 1 Nr. 1 nicht 

aus, sind die Grundsätze des 

Satzes 1 entsprechend der zur 

Verfügung stehenden Ge-

samtkapazität anzuwenden; 

dabei haben die für das jewei-

lige Verbreitungsgebiet ge-

setzlich bestimmten beitrags-

finanzierten Programme und 

programmbegleitende Diens-

te des öffentlich-rechtlichen 

Rundfunks Vorrang unbe-

schadet der angemessenen 

Berücksichtigung der Angebo-

te nach Satz 1 Nr. 1 Buchst. b 

und c. 

Aufnahme von „angemesse-

nen Bedingungen“ sind bei 

der Belegung nicht notwen-

dig. 

 

Es ist außerdem nicht nach-

vollziehbar, dass Teleshopping 

immer noch unter das Must-

Carry-Regime fallen soll. Bit-

kom fordert eine Streichung. 

 

 

 

 

 

(2) Für Plattformen privater 

Anbieter mit Hörfunkpro-

grammen gelten die nachfol-

genden Bestimmungen. Der 

Plattformanbieter hat sicher-

(3) Der Anbieter einer Medi-

enplattform  
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zustellen, dass 

 

1. innerhalb einer technischen 

Kapazität im Umfang von 

höchstens einem Drittel der 

für die digitale Verbreitung 

von Hörfunk zur Verfügung 

stehenden Gesamtkapazität 

die technischen Kapazitäten 

für die in dem jeweiligen Ver-

breitungsgebiet gesetzlich be-

stimmten beitragsfinanzier-

ten Programme und pro-

grammbegleitenden Dienste 

des öffentlich-rechtlichen 

Rundfunks zur Verfügung 

stehen, 

 

 

2. innerhalb einer weiteren 

technischen Übertragungska-

pazität im Umfang nach 

Nummer 1 trifft der Plattfor-

manbieter die Entscheidung 

über die Belegung mit in digi-

taler Technik verbreiteten 

Hörfunkprogrammen und Te-

lemedien, soweit er darin un-

ter Einbeziehung der Interes-

sen der angeschlossenen Teil-

nehmer ein vielfältiges Ange-

bot und eine Vielfalt der An-

bieter im jeweiligen Verbrei-

tungsgebiet angemessen be-

rücksichtigt, 

 

 

3. innerhalb der darüber hin-

ausgehenden technischen Ka-

pazität trifft er die Entschei-

dung über die Belegung allein 

nach Maßgabe der allgemei-

 

 

1. hat sicherzustellen, dass in-

nerhalb einer technischen Ka-

pazität im Umfang von höchs-

tens einem Drittel der für die 

digitale Verbreitung von Hör-

funk zur Verfügung stehen-

den Gesamtkapazität die er-

forderlichen Kapazitäten für 

die in dem jeweiligen Verbrei-

tungsgebiet gesetzlich be-

stimmten beitragsfinanzier-

ten Programme und pro-

grammbegleitenden Dienste 

des öffentlich-rechtlichen 

Rundfunks zur Verfügung 

stehen, 

 

2. trifft selbst innerhalb einer 

weiteren technischen Über-

tragungskapazität im Umfang 

nach Nummer 1 die Entschei-

dung über die Belegung mit in 

digitaler Technik verbreiteten 

Hörfunkprogrammen und 

programmbegleitenden 

Diensten und Telemedien, 

soweit er darin unter Einbe-

ziehung der Interessen der 

angeschlossenen Teilnehmer 

ein vielfältiges Angebot und 

[insbesondere] eine Vielfalt 

der für das jeweilige Verbrei-

tungsgebiet bestimmten An-

gebote angemessen berück-

sichtigt, 

 

3. trifft innerhalb der darüber 

hinausgehenden technischen 

Kapazitäten die Entscheidung 

über die Belegung nach Maß-

gabe des § 52 c Abs. 2 und der 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Aus der Verweisung auf § 52 c 

Abs. 2 und der in diesem per-

petuierten Vielfaltsanforde-

rung folgt hier ein Eingriff u. 

a. in den free-carry-Bereich. 

Hingegen besteht keine Ge-

fahr für die Meinungs- und 

Anbietervielfalt. Damit be-

steht weder Bedarf für diese 

neue Regulierung noch wäre 

ein solcher Eingriff gerecht-

fertigt. Auch widerspricht er 

dem Ziel einer Deregulierung.  
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nen Gesetze. 

 

Absatz 1 Satz 2 gilt entspre-

chend. 

 

allgemeinen Gesetze. 

 

Absatz 2 Satz 2 gilt entspre-

chend. 

 

Werden Hörfunk- und Fern-

sehprogramme auf einer 

Plattform verbreitet, sind die 

Programme nach Satz 2 Nr. 1 

im Rahmen der Kapazität 

nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 

Buchst. a zu berücksichtigen. 

(4) Werden Hörfunk- und 

Fernsehprogramme auf einer 

Medienplattform verbreitet, 

sind die Programme nach Ab-

satz 3 Satz 1 Nr. 1 im Rahmen 

der Kapazität nach Absatz 2 

Satz 1 Nr. 1 Buchst. a zu be-

rücksichtigen. 

 

 

(3) Der Plattformanbieter ist 

von den Anforderungen nach 

Absatz 1 und 2 befreit, soweit 

 

1. der Anbieter der zuständi-

gen Landesmedienanstalt 

nachweist, dass er selbst oder 

ein Dritter den Empfang der 

entsprechenden Angebote auf 

einem gleichartigen Übertra-

gungsweg und demselben 

Endgerät unmittelbar und oh-

ne zusätzlichen Aufwand er-

möglicht, oder 

 

2. das Gebot der Meinungs-

vielfalt und Angebotsvielfalt 

bereits im Rahmen der Zuord-

nungs- oder Zuweisungsent-

scheidung nach den §§ 51 o-

der 51 a berücksichtigt wurde. 

 

(5) Der Anbieter einer Medi-

enplattform ist von den An-

forderungen nach Absatz 1 bis 

4 befreit, soweit 

 

1. der Anbieter der zuständi-

gen Landesmedienanstalt 

nachweist, dass er selbst oder 

ein Dritter den Empfang der 

entsprechenden Angebote auf 

einem gleichartigen Übertra-

gungsweg und demselben 

Endgerät unmittelbar und 

ohne zusätzlichen Aufwand 

ermöglicht, oder 

 

2. das Gebot der Meinungs-

vielfalt und Angebotsvielfalt 

bereits im Rahmen der Zuord-

nungs- oder Zuweisungsent-

scheidung nach den §§ 51 o-

der 51 a berücksichtigt wurde. 

 

(4) Die Entscheidung über die 

Belegung von Plattformen 

(6) Die Entscheidung über die 

Belegung von Plattformen 
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trifft der Anbieter der Platt-

form. Programme, die dem 

Plattformanbieter gemäß § 28 

zugerechnet werden können 

oder von ihm exklusiv ver-

marktet werden, bleiben bei 

der Erfüllung der Anforderun-

gen nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 

außer Betracht. Der Anbieter 

einer Plattform hat die Bele-

gung von Rundfunkprogram-

men oder Telemedien der zu-

ständigen Landesmedienan-

stalt spätestens einen Monat 

vor ihrem Beginn anzuzeigen. 

Werden die Voraussetzungen 

der Absätze 1 bis 3 nicht er-

füllt, erfolgt die Auswahl der 

zu verbreitenden Rundfunk-

programme nach Maßgabe 

dieses Staatsvertrages und 

des Landesrechts durch die 

zuständige Landesmedienan-

stalt. Zuvor ist dem Anbieter 

einer Plattform eine ange-

messene Frist zur Erfüllung 

der gesetzlichen Vorausset-

zungen zu setzen. Bei Ände-

rung der Belegungen gelten 

die Sätze 1 bis 5 entspre-

chend. 

 

trifft der Anbieter der Platt-

form. Programme, die dem 

Anbieter einer Medienplatt-

form gemäß § 28 zugerechnet 

werden können oder von ihm 

exklusiv vermarktet werden, 

bleiben bei der Erfüllung der 

Anforderungen nach Absatz 2 

Nr. 1 und 2 außer Betracht. 

Der Anbieter einer Medien-

plattform hat die Belegung 

von Rundfunkprogrammen 

oder Telemedien der zustän-

digen Landesmedienanstalt 

auf deren Verlangen unver-

züglich mitzuteilen. Werden 

die Voraussetzungen der Ab-

sätze 2 bis 5 nicht erfüllt, er-

folgt die Auswahl der zu ver-

breitenden Rundfunkpro-

gramme nach Maßgabe die-

ses Staatsvertrages und des 

Landesrechts durch die zu-

ständige Landesmedienan-

stalt. Zuvor ist dem Anbieter 

einer Medienplattform eine 

angemessene Frist zur Erfül-

lung der gesetzlichen Voraus-

setzungen zu setzen. Bei Än-

derung der Belegungen gelten 

die Sätze 1 bis 5 entspre-

chend. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 (7) Für regionale und lokale 

Medienplattformen, die Hör-

funk- und Fernsehprogramme 

ausschließlich terrestrisch 

verbreiten, kann das Landes-

recht abweichende Regelun-

gen vorsehen. 

 

 

 

§ 52 c Technische Zugangs-

 

§ 52 c Zugang zu Medienplatt-
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freiheit 

 

formen 

 

(1) Anbieter von Plattformen, 

die Rundfunk und vergleich-

bare Telemedien verbreiten, 

haben zu gewährleisten, dass 

die eingesetzte Technik ein 

vielfältiges Angebot ermög-

licht.  

 

(1) Anbieter von Medienplatt-

formen haben zu gewährleis-

ten, dass die eingesetzte 

Technik ein vielfältiges Ange-

bot ermöglicht. 

 

 

Zur Sicherung der Meinungs-

vielfalt und Angebotsvielfalt 

dürfen Anbieter von Rundfunk 

und vergleichbaren Tele-

medien einschließlich elekt-

ronischer Programmführer 

weder unmittelbar noch mit-

telbar 

 

 

 

1. durch Zugangsberechti-

gungssysteme, 

 

2. durch Schnittstellen für 

Anwendungsprogramme, 

 

3. durch Benutzeroberflächen, 

die den ersten Zugriff auf die 

Angebote herstellen, oder 

 

4. durch sonstige technische 

Vorgaben zu den Nummern 1 

bis 3 auch gegenüber Herstel-

lern digitaler Rundfunkemp-

fangsgeräte  

(2) Zur Sicherung der Mei-

nungsvielfalt und Angebots-

vielfalt dürfen Rundfunk und 

rundfunkähnliche Telemedien 

beim Zugang zu Medienplatt-

formen weder unmittelbar 

noch mittelbar unbillig behin-

dert oder ohne sachlich ge-

rechtfertigten Grund unter-

schiedlich behandelt werden; 

dies gilt insbesondere in Be-

zug auf 

 

1. durch Zugangsberechti-

gungssysteme, 

 

2. durch Schnittstellen für 

Anwendungsprogramme, 

 

3. durch Benutzeroberflächen, 

die den ersten Zugriff auf die 

Angebote herstellen, oder 

 

3. sonstige technische Vorga-

ben zu den Nummern 1 und 2 

auch gegenüber Herstellern 

digitaler Rundfunkempfangs-

Bitkom fordert, diese einseiti-

ge Regelung im Sinne eines 

Gegenseitigkeitsverhältnisses 

abzuändern. Auch Medien-

plattformen dürfen von Rund-

funk- und rundfunkähnlichen 

Telemedien beim Zugang zu 

Inhalten nicht diskriminiert 

werden  

Die gesetzliche Vielfaltsanfor-

derung in Abs. 2 greift weiter-

hin in den free-carry-Bereich 

ein; angezeigt wäre vielmehr 

eine Deregulierung  

 

Mit der Streichung von Nr. 3 

und dem damit einhergehen-

den Verzicht auf die Nennung 

des Basisnavigators („der den 

ersten Zugriff ermöglicht“) 

könnte einher gehen, dass die 

Erreichung des verfolgten Re-

gulierungsziels durch diese 

Art der Benutzeroberfläche 

nicht mehr unzweifelhaft an-

erkannt wird. Dies ist ange-

sichts der Tatsache, dass sich 

dieses Tool auch laut Erhe-

bungen der Landesmedienan-

stalten bewährt hat, nicht 

nachvollziehbar. (vgl. auch 

unsere Kommentierung zu § 
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bei der Verbreitung ihrer An-

gebote unbillig behindert oder 

gegenüber gleichartigen An-

bietern ohne sachlich gerecht-

fertigten Grund unterschied-

lich behandelt werden. 

 

geräte,  

 

4. die Ausgestaltung von Zu-

gangsbedingungen, insbe-

sondere Entgelten und Tari-

fen. 

 

bei der Verbreitung ihrer An-

gebote unbillig behindert oder 

gegenüber gleichartigen An-

bietern ohne sachlich gerecht-

fertigten Grund unterschied-

lich behandelt werden. 

 

52 e) Abs. 1) 

 

In Nr. 4 sollte „insbesondere“ 

gestrichen werden.  

(2) Die Verwendung eines Zu-

gangsberechtigungssystems 

oder eines Systems nach Ab-

satz 1 Satz 2 Nr. 3 oder einer 

Schnittstelle für Anwen-

dungsprogramme und die 

Entgelte hierfür sind der zu-

ständigen Landesmedienan-

stalt unverzüglich anzuzeigen. 

Satz 1 gilt für Änderungen 

entsprechend. Der zuständi-

gen Landesmedienanstalt sind 

auf Verlangen die erforderli-

chen Auskünfte zu erteilen. 

 

(3) Die Verwendung eines Zu-

gangsberechtigungssystems 

oder eines Systems nach Ab-

satz 1 Satz 2 Nr. 3 oder einer 

Schnittstelle für Anwen-

dungsprogramme und die 

Entgelte hierfür sind der zu-

ständigen Landesmedienan-

stalt unverzüglich anzuzeigen. 

Satz 1 gilt für Änderungen 

entsprechend. Der zuständi-

gen Landesmedienanstalt sind 

auf Verlangen die erforderli-

chen Auskünfte zu erteilen. 

Hinsichtlich der Anzeige-

pflicht ist aus Sicht des Bit-

kom eine ex-post-

Missbrauchsaufsicht ausrei-

chend und damit Deregulie-

rung angezeigt. 

 

§ 52 d Entgelte, Tarife 

 

 

§ 52 d Zugangsbedingungen 

 

Anbieter von Programmen 

und vergleichbaren Tele-

medien dürfen durch die Aus-

gestaltung der Entgelte und 

Tarife nicht unbillig behindert 

oder gegenüber gleichartigen 

Anbietern ohne sachlich ge-

(1) Die Zugangsbedingungen, 

insbesondere Entgelte und Ta-

rife, sind gegenüber der zu-

ständigen Landesmedienan-

stalt offenzulegen. 

Die Streichung in § 52d S. 2 

führt dazu, dass jetzt auch im 

reinen Free-Carry-Bereich eine 

Entgeltregulierung greift. Die 

Vorschrift spricht nur noch 

von „angemessenen Bedin-

gungen.“ Vereinbarungen 
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rechtfertigten Grund unter-

schiedlich behandelt werden. 

Die Verbreitung von Angebo-

ten nach § 52 b Abs. 1 Nr. 1 

und 2 oder § 52 b Abs. 2 in 

Verbindung mit Abs. 1 Satz 1 

hat zu angemessenen Bedin-

gungen zu erfolgen. Entgelte 

und Tarife für Angebote nach 

§ 52 b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 

2 Satz 2 sind offenzulegen.  

 

 müssten hiernach offengelegt 

werden, da diese auch Teil der 

Zugangsbedingungen wären. 

Die Regelung ist nicht mehr 

auf „Entgelte und Tarife“ be-

schränkt. Hier handelt es sich 

um eine massive Ausweitung 

einer anlassunabhängigen 

Pflicht zur Transparenz, die 

abzulehnen ist.  

Im privatwirtschaftlichen Sek-

tor sollte die Gestaltung von 

Zugangsbedingungen frei den 

Unternehmen überlassen 

werden, nicht zuletzt mit Blick 

auf die Berufsfreiheit aus Art. 

12 Abs. 1 GG. In anderen 

Branchen ist die Vereinbarung 

verschiedener Preise mit ver-

schiedenen Partnern auch 

nichts Ungewöhnliches und 

kein Grund, regulatorisch ein-

zugreifen.  

Nur im Zuge einer ex-post-

Regulierung kann die Offenle-

gung ggü. den Landesmedi-

enanstalten auf begründetes 

Verlangen erfolgen, nachdem 

ein hinreichender Verdacht 

besteht, dass regulatorische 

Vorgaben missachtet worden 

sind. Notwendig ist weiterhin 

die Einführung einer wechsel-

seitigen Diskriminierungsfrei-

heit auch der Programmver-

anstalter gegenüber den 

Plattformen. Das Ungleichbe-

handlungsverbot darf nicht 

nur in eine Richtung wirken. 

Entgelte und Tarife sind im 

Rahmen des Telekommunika-

tionsgesetzes so zu gestalten, 

dass auch regionale und loka-

le Angebote zu angemessenen 

und chancengleichen Bedin-

gungen verbreitet werden 

(2) Entgelte und Tarife sind im 

Rahmen des Telekommunika-

tionsgesetzes so zu gestalten, 

dass auch regionale und loka-

le Angebote zu angemessenen 

und chancengleichen Bedin-

gungen verbreitet werden 
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können. Die landesrechtlichen 

Sondervorschriften für Offene 

Kanäle und vergleichbare An-

gebote bleiben unberührt. 

 

können. Die landesrechtlichen 

Sondervorschriften für Offene 

Kanäle und vergleichbare An-

gebote bleiben unberührt. 

 

 (3) Können sich die betroffe-

nen Anbieter nicht über die 

Aufnahme eines Angebots in 

eine Medienplattform oder 

die Bedingungen der Auf-

nahme einigen, kann jeder der 

Beteiligten die zuständige 

Landesmedienanstalt anrufen. 

Die zuständige Landesmedi-

enanstalt wirkt unter den Be-

teiligten auf eine sachgerech-

te Lösung hin. 

 

Unter Gleichbehandlungsas-

pekten begrüßen wir die 

nunmehr erfolgte Einführung 

des Abs. 3. Er ermöglicht allen 

Beteiligten – nicht nur Inhal-

teanbietern – ein Anrufen der 

zuständigen Landesmedien-

anstalt. Dies ist ein erster, 

wenngleich noch nicht hinrei-

chender Schritt in Richtung 

einer fairen und ausgewoge-

nen Interessenbalance. 

Gleichwohl sind die den Lan-

desmedienanstalten nun ein-

geräumten Einwirkungsopti-

onen ein stumpfes Schwert: 

Gerade gegenüber Inhaltean-

bietern ist daher die bisher 

nicht vorgesehene Sanktions-

befugnis einzuräumen.  

 

 

  

§ 52 e Auffindbarkeit in Be-

nutzeroberflächen 

 

 

 (1) Die nachstehenden Rege-

lungen gelten, soweit Benut-

zeroberflächen Rundfunk oder 

rundfunkähnliche Tele-

medien, Teile davon oder 

softwarebasierte Anwendun-

gen, die im Wesentlichen der 

unmittelbaren Ansteuerung 

von Rundfunk und rundfunk-

ähnlichen Telemedien dienen, 

Generell muss das Gebot, das 

Suchen und Finden von Inhal-

ten nicht unbillig zu hindern, 

für beide Seiten gelten. Die 

diskriminierungsfreie Auf-

findbarkeit ist nur dann zu 

gewährleisten, wenn auch die 

Seite der Anbieter von Rund-

funk oder rundfunkähnlichen 

Telemedien einschränkende 
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hierzu abbilden. 

 

Verhaltensweisen unterlässt. 

Anbieter von Rundfunk und 

rundfunkähnlichen Tele-

medien dürfen die Auffind-

barkeit nicht behindern, in-

dem sie beispielsweise Steue-

rungs- und Programminfor-

mationen (Meta-Daten) vor-

enthalten. Diese müssen kos-

tenlos und im erforderlichen 

Format bereitgestellt werden. 

Einschränkende Vorgaben im 

Hinblick auf das Auffinden 

anderer Inhalte sollten nicht 

erlaubt sein. 

Die Regelungen zur Auffind-

barkeit können nur insoweit 

gelten wie sie nur technisch 

möglich und wirtschaftlich 

vertretbar sind. 

Zweifelhaft ist auch die Erfor-

derlichkeit einer flächende-

ckenden Regulierung über alle 

Arten von Benutzeroberflä-

chen hinweg ohne Differen-

zierung der Kontrollpunkte: 

Ein Bedarf lässt sich allenfalls 

bei marktbeherrschenden 

Stellungen rechtfertigen, so-

weit diese auf die Auffindbar-

keit in Benutzeroberflächen 

einen entscheidenden Einfluss 

haben. 

Mit dem vorgeschlagenen 

Verzicht auf die Nennung des 

Basisnavigators („der den ers-

ten Zugriff ermöglicht“, § 52c 

Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 RStV) könn-

te einhergehen, dass die Errei-

chung des verfolgten Regulie-

rungsziels durch diese Art der 

Benutzeroberfläche nicht 

mehr unzweifelhaft aner-

kannt wird. Dies ist angesichts 

der Tatsache, dass sich dieses 

Tool auch laut Erhebungen 
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der Landesmedienanstalten 

bewährt hat, nicht nachvoll-

ziehbar. 

 (2) Gleichartige Angebote o-

der Inhalte dürfen bei der Auf-

findbarkeit, insbesondere der 

Sortierung, Anordnung oder 

Abbildung auf Benutzerober-

flächen, nicht ohne sachlich 

gerechtfertigten Grund unter-

schiedlich behandelt werden; 

ihre Auffindbarkeit darf nicht 

unbillig behindert werden. Zu-

lässige Kriterien für eine Sor-

tierung oder Anordnung sind 

insbesondere Alphabet, Gen-

res oder Nutzungsreichweite. 

Eine Sortierung oder Anord-

nung soll in mindestens zwei 

verschiedenen Varianten an-

geboten werden, sofern nicht 

die Möglichkeit einer zusätzli-

chen individuellen Sortierung 

durch den Nutzer besteht. Alle 

Angebote müssen mittels ei-

ner Suchfunktion diskriminie-

rungsfrei auffindbar sein. Ein-

zelheiten regeln die Landes-

medienanstalten durch Sat-

zungen und Richtlinien. 

 

Das Gebot „ihre Auffindbarkeit 

darf nicht unbillig behindert 

werden“ darf nicht lediglich 

einseitig gelten, sondern muss 

für alle Marktbeteiligten gel-

ten, auch für Anbieter von 

Rundfunk oder rundfunkähnli-

chen Telemedien. Letztere dür-

fen die Auffindbarkeit nicht 

behindern, indem sie bei-

spielsweise Steuerungs- und 

Programminformationen vor-

enthalten. Einschränkende 

Vorgaben im Hinblick auf das 

Auffinden anderer Inhalte soll-

ten nicht erlaubt sein. 

Bitkom spricht sich gegen die 

Zwangsimplementierung von 

min. zwei Sortierungsverfah-

ren aus; dies kann in Einzelfäl-

len zu unverhältnismäßigen 

Kostenlasten führen. Weiter-

hin ist damit zu rechnen, dass 

Anbieter im Interesse einer 

positiven user-experience oh-

nehin mehrere Sortierungs-

verfahren bereits anbieten 

oder noch anbieten werden. 

Zudem wird, ohne dass hier-

für eine gesetzgeberische 

Notwendigkeit besteht, die 

Regulierung auf zusätzlich 

angebotene Navigationssys-

teme ausgeweitet.  

Die Regelbeispiele, nach de-

nen eine „alphabetische An-

ordnung von Angeboten“ oder 

„die inhaltliche Sortierung von 

Angeboten nach Genres“ in 

der Regel den Anforderungen 

an eine diskriminierungsfreie 

Sortierung im Sinne des Satz 1 
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genügen soll, sollten als den 

Ansatz der Medienaufsicht 

anleitende Vorschläge aufge-

führt werden. Satz 2 sollte um 

den folgenden Zusatz ergänzt 

werden, „sofern nicht die Mög-

lichkeit einer zusätzlichen indi-

viduellen Sortierung durch den 

Nutzer besteht.“ 

Die Regelbeispiele helfen An-

bietern sich rechtskonform zu 

verhalten, ohne ihnen jedoch 

die Möglichkeit zu nehmen, 

sich alternativ durch andere 

Wege ebenfalls regelkonform 

zu verhalten.  

 (3) [Über Benutzeroberflächen 

ansteuerbare Rundfunkange-

bote gemäß § 52 b Abs. 2 Nr. 1 

und § 52 b Abs. 3 Nr. 1 sowie 

Telemedienangebote gemäß § 

11 d sind besonders hervor-

zuheben und leicht auffindbar 

zu machen.] Fensterpro-

gramme (§ 25 Abs. 4) sind in 

dem Gebiet, für das sie zuge-

lassen oder gesetzlich be-

stimmt sind, gegenüber dem 

ohne Fensterprogramm aus-

gestrahlten Hauptprogramm 

und gegenüber den Fenster-

programmen anderer Gebiete 

vorrangig darzustellen. 

 

Bitkom lehnt die Aufnahme 

des Klammerzusatzes und 

damit das Konzept der privile-

gierten Auffindbarkeit von be-

stimmten Angeboten ab. Bit-

kom erkennt die Bedeutung 

beispielsweise des öffentlich-

rechtlichen Rundfunks für die 

öffentliche Meinungsbildung 

an. Jedoch gibt es auf dem 

Markt eine Vielzahl weiterer 

Angebote bzw. (Einzel-

)Inhalte, denen ebenfalls eine 

Relevanz für die öffentliche 

Meinungsbildung zugespro-

chen werden kann und die 

ebenfalls einen wichtigen ge-

sellschaftlichen Beitrag leis-

ten. Nutzer sind heute in der 

Lage, die von ihnen gesuchten 

Inhalte über eine Vielzahl von 

Wegen zu erreichen. Durch 

die Konvergenz der Medien ist 

der Nutzer souveräner in sei-

ner Entscheidung, welchen 

Inhalt er wann, über welchen 

Übertragungsweg und über 

welches Endgerät anschauen 

möchte. Die Auswahl an In-

halten sowie die Auswahl an 

Möglichkeiten, diese Inhalte 
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zu konsumieren, sind größer 

geworden. Aus Sicht des Bit-

kom ist hiermit jedoch keine 

Überforderung des Einzelnen 

verbunden. Das Geschäfts-

modell von Plattformenanbie-

tern basiert auf dem Konzept, 

ihren Nutzern möglichst viele 

Angebote und Inhalte mög-

lichst einfach auffindbar zu 

machen und dabei die Inte-

ressen des Nutzers in den Mit-

telpunkt zu stellen. Die privi-

legierte Auffindbarkeit einzel-

ner Angebote bedeutet immer 

auch eine Benachteiligung 

anderer Angebote/Inhalte 

sowie insgesamt eine unan-

gemessene Bevormundung 

der Nutzer. Eine Anpassung 

des eigenen Angebots an die 

Wünsche der Kunden wäre 

Anbietern nicht mehr mög-

lich. Die Gefahr, dass sich 

Nutzer immer mehr vom line-

aren Rundfunk abwenden, 

wird durch die vorgeschlage-

ne Regelung zur privilegierten 

Auffindbarkeit größer, nicht 

kleiner – mit allen negativen 

Konsequenzen für die öffent-

liche Meinungsbildung. 

Die Regelung zur privilegier-

ten Auffindbarkeit ist außer-

dem viel zu unbestimmt for-

muliert, um in der Praxis 

rechtssicher anwendbar zu 

sein. Die Regelung ist insge-

samt extrem weit. Sie schafft 

lediglich formale Kriterien. Für 

die Frage, was unter „Public 

Value-Angeboten“ fällt ist, 

gibt es keinerlei inhaltliche 

Anforderungen, nicht einmal 

Pflichten für Sender. Die Rege-

lung wirft zudem die Frage 

nach der Vereinbarkeit mit 

dem EU-Recht auf (Diskrimi-
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nierung zu Lasten weiterver-

breiteter linearer Angebote 

aus anderen Mitgliedstaaten). 

Die Privilegierung aller „ge-

setzlich bestimmten öffent-

lich-rechtlichen Rundfunkpro-

gramme, private Vollpro-

gramme und Spartenpro-

gramme mit Schwerpunkt In-

formation sowie rundfunk-

ähnliche Telemedien mit ver-

gleichbarem Inhalt“ ist nicht 

nur uferlos. Die Regelung ist 

praktisch nicht sinnvoll um-

setzbar. Je mehr Inhalte privi-

legiert sein sollen, desto we-

niger handelt es sich um eine 

echte Privilegierung in Form 

einer „Hervorhebung“ oder 

„unmittelbareren Auffindbar-

keit“. Die Regelung ist über-

dies unverhältnismäßig. Sollte 

am Konzept der privilegierten 

Auffindbarkeit festgehalten 

werden, so fordert Bitkom 

zumindest eine deutliche Ein-

grenzung. Unklar ist bei der 

vorgeschlagenen Regelung 

auch, welche Rechtsfolge ge-

nau an die Vorgaben geknüpft 

werden soll.  

 

 (4) Die Sortierung oder An-

ordnung von Angeboten oder 

Inhalten muss auf einfache 

Weise und dauerhaft durch 

den Nutzer individualisiert 

werden können. 

 

Abs. 4 ist insgesamt zu strei-

chen. Dem Ziel der Medien-

vielfalt ist durch Sortieranfor-

derungen kaum gedient; wei-

terhin wurde im Entwurf an 

zahlreichen anderen Stellen 

extensiv von Diskriminie-

rungsverboten Gebrauch ge-

macht. 

Sofern dieser beibehalten 

wird, ist Folgendes zu berück-

sichtigen: 
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Die Sortierungsanforderun-

gen können bei einzelnen 

GUIs zu technischen Proble-

men in der Umsetzung füh-

ren. Für einfach programmier-

te Oberflächen ist eine vielfäl-

tige Anordnung nicht ohne 

Nachrüstungen möglich. Die 

Regelung könnte damit zu 

Verdrängungen vom Markt 

führen. Unklar ist außerdem 

die Reichweite der Anforde-

rungen. Zu streichen ist jeden-

falls das Merkmal „dauer-

haft“, da eine technische Um-

setzung – beispielsweise bei 

technisch notwendigen Sen-

derumbelegungen – nicht 

möglich ist.  

Die Bestimmung lässt sich 

außerdem so lesen, also wäre 

stets die Möglichkeit der Er-

stellung einer eigenen Favori-

tenliste zu gewährleisten. 

Dies ginge zu weit und dürfte 

auch nicht dem Regelungsziel 

entsprechen. 

 

 (5) Die Maßgaben von Absatz 

2 Satz 2 und Absatz 4 gelten 

für Benutzeroberflächen von 

geräteabhängigen Medien-

plattformen nicht, soweit der 

Anbieter nachweist, dass eine 

auch nachträgliche Umset-

zung technisch nicht oder nur 

mit erheblichem Aufwand 

möglich ist. 

 

Die Ausnahme ist aus Sicht 

des Bitkom zu eng formuliert 

und müsste darüber hinaus 

auch für andere Regelungsbe-

reiche gelten. Stattdessen 

sollte folgende Formulierung 

gewählt werden: 

„Die Maßgaben von Absatz 2 

Sätze 3 und 4, Absatz 3 und 

Absatz 4 gelten nur soweit ihre 

Umsetzung technisch und 

wirtschaftlich, insbesondere 

mit vertretbarem Aufwand 

möglich ist und nur für Benut-

zeroberflächen die ab zwei 

Jahren nach Inkrafttreten die-

ses Staatsvertrages in den 



www.bitkom.org 

 

Stellungnahme 
Medienstaatsvertrag 
Seite 58|71 

 

 

 

 

 

 

Markt gebracht werden.“ 

  

§ 52 f Transparenz 

 

 

 Die einer Medienplattform 

oder Benutzeroberfläche zu-

grunde liegenden Grundsätze 

für die Auswahl von Rundfunk 

oder rundfunkähnlichen Te-

lemedien und für ihre Organi-

sation sind vom Anbieter 

transparent zu machen. Dies 

umfasst die Kriterien, nach 

denen Inhalte sortiert, ange-

ordnet und abgebildet wer-

den, wie die Sortierung oder 

Anordnung von Inhalten 

durch den Nutzer individuali-

siert werden kann und nach 

welchen grundlegenden Krite-

rien Empfehlungen erfolgen 

und unter welchen Bedingun-

gen Rundfunk oder rundfunk-

ähnliche Telemedien entspre-

chend § 52 a Abs. 3 Buchst. c 

nicht in ihrer ursprünglichen 

Form dargestellt werden. In-

formationen hierzu sind den 

Nutzern in leicht erkennbarer, 

unmittelbar erreichbarer und 

ständig verfügbarer Weise zur 

Verfügung zu stellen. 

 

Die vorgeschlagenen Transpa-

renzanforderungen sind nach 

Ansicht des Bitkom zu weit-

gehend. Insbesondere könn-

ten die geforderten Informa-

tionen Geschäftsgeheimnisse 

enthalten. Zur Art und Weise 

der Information sollte es als 

hinreichend normiert werden, 

die Informationen, wenn 

überhaupt, z. B. auf einer 

Website bereit zu halten. 

Für ein level-playing-field soll-

te außerdem ein Abgleich mit 

§ 53 d erfolgen. 

Keinesfalls sollten konkrete 

Algorithmen verpflichtend of-

fenzulegen sein, da sie in vie-

len Fällen einen Kern des Ge-

schäftsmodells eines Anbie-

ters darstellen. Vielmehr sollte 

allenfalls die Veröffentlichung 

generischer, nicht detaillier-

ter, Informationen erforder-

lich sein. Dies sollte auch im 

Wortlaut zum Ausdruck 

kommen, um Unklarheiten in 

der Interpretation zu vermei-

den.  

 

§52 e Vorlage von Unterlagen, 

Zusammenarbeit mit der Re-

gulierungsbehörde für Tele-

kommunikation 

 

 

§ 52 g Vorlage von Unterla-

gen, Zusammenarbeit mit der 

Regulierungsbehörde für Te-

lekommunikation 
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(1) Anbieter von Plattformen 

sind verpflichtet, die erforder-

lichen Unterlagen der zustän-

digen Landesmedienanstalt 

auf Verlangen vorzulegen. §§ 

21 bis 24 gelten entspre-

chend. 

 

(1) Anbieter von Medienplatt-

formen und Benutzeroberflä-

chen sind verpflichtet, die er-

forderlichen Informationen 

und Unterlagen der zuständi-

gen Landesmedienanstalt auf 

Verlangen unverzüglich vor-

zulegen. §§ 21, 22 und 24 gel-

ten entsprechend. 

 

 

(2) Ob ein Verstoß gegen § 52 

c Abs. 1 Nr. 1 oder 2 oder § 52 

d vorliegt, entscheidet bei 

Plattformanbietern, die zu-

gleich Anbieter der Telekom-

munikationsdienstleistung 

sind, die zuständige Landes-

medienanstalt im Benehmen 

mit der Regulierungsbehörde 

für Telekommunikation. 

 

(2) Ob ein Verstoß gegen § 52c 

Abs. 2 Nr. 1, 2 oder 4 oder § 

52 d Abs. 2 vorliegt, entschei-

det bei Anbietern von Medi-

enplattformen, die zugleich 

Anbieter der Telekommunika-

tionsdienstleistung sind, die 

zuständige Landesmedienan-

stalt im Benehmen mit der 

Regulierungsbehörde für Te-

lekommunikation. 

 

 

 (3) Anbieter von Medienplatt-

formen oder Benutzeroberflä-

chen haben auf Nachfrage 

gegenüber Anbietern von 

Rundfunk oder rundfunkähn-

lichen Telemedien die tatsäch-

liche Sortierung, Anordnung 

und Abbildung von Angebo-

ten und Inhalten, die Verwen-

dung ihrer Metadaten sowie 

im Rahmen eines berechtig-

ten Interesses Zugangsbedin-

gungen nach § 52 d Abs. 1 

mitzuteilen. 

 

Siehe oben: es reicht, wenn 

die Landesmedienanstalten 

im Bedarfsfall über entspre-

chende Informationen verfü-

gen – ein Teil ist ohnehin ver-

fügbar (§ 52f). Zu wahren sind 

jedenfalls Betriebs- und Ge-

schäftsgeheimnisse.  

 

 

§ 52 f Maßnahmen durch die 

zuständige Landesmedienan-

stalt 

 

§ 52 h Maßnahmen durch die 

zuständige Landesmedienan-

stalt 
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Verstößt ein Plattformanbie-

ter gegen die Bestimmungen 

dieses Staatsvertrages oder 

des Jugendmedienschutz-

Staatsvertrages, gilt § 38 Abs. 

2 entsprechend. 

 

(1) Verstößt ein Anbieter einer 

Medienplattform oder ein An-

bieter einer Benutzeroberflä-

che gegen die Bestimmungen 

dieses Staatsvertrages oder 

des Jugendmedienschutz-

Staatsvertrages trifft die zu-

ständige Landesmedienan-

stalt die erforderlichen Maß-

nahmen; § 38 Abs. 2 Satz 2 

und 3 gilt entsprechend. Für 

die Rücknahme oder den Wi-

derruf von Zuweisungen gilt § 

38 Abs. 3 bis 5. Für Untersa-

gungen und Sperren gilt § 59 

Abs. 3 Satz 3 bis 7, Abs. 4 und 

Abs. 5 entsprechend. 

 

Hier ist der Anwendungsbe-

reich zu eng, vgl. § 52d Abs. 3. 

Er sollte auch auf Inhaltean-

bieter erstreckt werden. 

Absatz 1 Satz 1 sollte wie folgt 

gefasst werden: „(1) Verstößt 

ein Anbieter einer Medien-

plattform oder ein Anbieter ei-

ner Benutzeroberfläche gegen 

die Bestimmungen dieses 

Staatsvertrages oder des Ju-

gendmedienschutz-

Staatsvertrages oder verstößt 

ein Anbieter von Rundfunk o-

der rundfunkähnlichen Tele-

medien gegen die Bestimmun-

gen dieses Abschnitts trifft die 

zuständige Landesmedienan-

stalt die erforderlichen Maß-

nahmen; § 38 Abs. 2 Satz 2 

und 3 gilt entsprechend.“ 

 (2) Im Hinblick auf die Anfor-

derungen der §§ 52 b bis 52 f 

sind Anbieter von Medien-

plattformen oder Benutzer-

oberflächen berechtigt, bei 

der zuständigen Landesmedi-

enanstalt einen Antrag auf 

Unbedenklichkeit zu stellen. 

Die Bestätigung der Unbe-

denklichkeit kann mit Neben-

bestimmungen versehen 

werden. 

 

 

 

§ 53 Satzungen, Richtlinien 

 

  

Die Landesmedienanstalten 

regeln durch Satzungen und 

Richtlinien Einzelheiten zur 

Konkretisierung der sie betref-

Die Landesmedienanstalten 

regeln durch Satzungen und 

Richtlinien Einzelheiten zur 

Konkretisierung der sie betref-

Durch die hier und an weite-

ren Stellen im Entwurf anzu-

treffende Satzungsbefugnis 

besteht die Gefahr, dass „Nä-
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fenden Bestimmungen dieses 

Abschnitts mit Ausnahme des 

§ 51. Dabei ist die Bedeutung 

für die öffentliche Meinungs-

bildung für den Empfänger-

kreis in Bezug auf den jeweili-

gen Übertragungsweg zu be-

rücksichtigen. 

 

fenden Bestimmungen dieses 

Abschnitts mit Ausnahme des 

§ 51. Dabei ist die Bedeutung 

für die öffentliche Meinungs-

bildung für den Empfänger-

kreis in Bezug auf den jeweili-

gen Übertragungsweg, die 

jeweilige Medienplattform 

oder die jeweilige Benutzer-

oberfläche zu berücksichtigen. 

 

heres“ durch landesrechtliche 

Satzungen geregelt wird. 

Auch wenn grundsätzlich die 

Systematik zu begrüßen ist, so 

wird dennoch im Staatsver-

trag selbst, nicht ausreichend 

geregelt, nach welchen Krite-

rien und Grundprinzipien das 

„Nähere“ zu regeln ist und 

was hiervon konkret umfasst 

sein soll. Dies schadet der Ein-

heitlichkeit des Rechts und 

der Übersichtlichkeit durch 

noch mehr Verweisungen. 

Die in § 53 erfolgte ausdrück-

liche Einbeziehung des Mei-

nungsbildungsfaktors wird 

begrüßt. 

 

§ 53b Bestehende Zulassun-

gen, Zuordnungen, Zuwei-

sungen, Anzeige von beste-

henden Plattformen 

 

 

§ 53 b Bestehende Zulassun-

gen, Zuordnungen, Zuwei-

sungen, Anzeige von beste-

henden Medienplattformen 

oder Benutzeroberflächen 

 

 

(1) Bestehende Zulassungen, 

Zuordnungen und Zuweisun-

gen für bundesweite Anbieter 

gelten bis zu deren Ablauf 

fort. Bestehende Zulassungen 

und Zuweisungen für Fens-

terprogrammveranstalter sol-

len bis zum 31. Dezember 

2009 unbeschadet von Vorga-

ben des § 25 Abs. 4 Satz 4 ver-

längert werden. 

 

(1) Bestehende Zulassungen, 

Zuordnungen und Zuweisun-

gen für bundesweite Anbieter 

gelten bis zu deren Ablauf 

fort. Bestehende Zulassungen 

und Zuweisungen für Fens-

terprogrammveranstalter sol-

len bis zum 31. Dezember 

2009 unbeschadet von Vorga-

ben des § 25 Abs. 4 Satz 4 ver-

längert werden. 

 

 

(2) Anbieter von Plattformen, 

die bei Inkrafttreten dieses 

Staatsvertrages bereits in Be-

trieb sind, müssen die Anzeige 

nach § 52 Abs. 3 spätestens 

(2) Anbieter von Medienplatt-

formen, die bei Inkrafttreten 

dieses Staatsvertrages bereits 

in Betrieb sind, müssen die 

Anzeige nach § 52 Abs. 3 spä-

Hier sollte klargestellt wer-

den: Dies gilt nicht für bereits 

angezeigte Medienplattfor-

men und Benutzeroberflä-

chen. Absatz 2 sollte hinzuge-
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sechs Monate nach Inkrafttre-

ten dieses Staatsvertrages 

stellen. 

 

testens sechs Monate nach 

Inkrafttreten dieses Staatsver-

trages stellen.  

 

fügt werden: „Dies gilt nicht 

für bereits angezeigte Medien-

plattformen und Benutzer-

oberflächen.“ 

  

VI. Abschnitt – Medieninter-

mediäre 

 

 

Hinsichtlich der Dienste von Inter-

mediären wie Suchmaschinen oder 

sozialen Netzwerken erfordern 

gravierende regulatorische Eingriffe 

zunächst den empirischen Beleg für 

den Regelungsbedarf im Hinblick 

auf ihre Meinungsbildungsrelevanz. 

Die verschiedenen im Entwurf ge-

nannten Dienste sind untereinan-

der außerdem nur bedingt ver-

gleichbar, erfüllen sie doch für Nut-

zerinnen und Nutzer ganz unter-

schiedliche Zwecke. Sowohl Such-

maschinen als auch soziale Netz-

werke können auch zum Auffinden 

von Medieninhalten genutzt wer-

den.  

 

Die folgende Kommentierung 

gilt daher nur insoweit ein Regu-

lierungsbedarf überhaupt bejaht 

wird.  

  

§ 53 c Anwendungsbereich 

 

 

 (1) Die Regelungen dieses Ab-

schnitts gelten für Medienin-

termediäre im Sinne des § 2 

Nr. 13 b. Dies gilt auch dann, 

wenn die intermediäre Funk-

tion in die Angebote Dritter 

eingebunden wird (integrier-

Zur generellen Einbeziehung 

gilt das zuvor und in der Ein-

leitung gesagte. 
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ter Intermediär).  

 

 (2) Sie gelten nicht für Medi-

enintermediäre, die  

 

1. jedenfalls weniger als eine 

Million Nutzer im Bundesge-

biet pro Monat erreichen, 

 

2. auf die Aggregation, Selek-

tion und Präsentation von In-

halten mit Bezug zu Waren 

oder Dienstleistungen spezia-

lisiert sind, 

 

3. ausschließlich privaten oder 

familiären Zwecken dienen. 

 

Zugunsten einer präziseren 

Regelung sollte Nr. 2 wie folgt 

gefasst werden: „Inhalte mit 

Bezug zu Waren oder Dienst-

leistungen aggregieren, selek-

tieren und präsentieren.“ 

 (3) Anbieter von Medienin-

termediären haben im Inland 

einen Zustellungsbevollmäch-

tigten zu benennen und auf 

ihrem Angebot in leicht er-

kennbarer und unmittelbar 

erreichbarer Weise auf ihn 

aufmerksam zu machen. An 

diese Person können Zustel-

lungen in Verfahren nach § 49 

bewirkt werden. Das gilt auch 

für die Zustellung von Schrift-

stücken, die solche Verfahren 

einleiten oder vorbereiten. 

 

 

  

§ 53 d Transparenz 
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 (1) Anbieter von Medienin-

termediären haben nachfol-

gende Informationen leicht 

erkennbar, unmittelbar er-

reichbar und ständig verfüg-

bar zu halten: 

 

1. Die Kriterien, die über den 

Zugang eines Inhalts zu einem 

Medienintermediär und über 

den Verbleib entscheiden, 

 

2. die zentralen Kriterien einer 

Aggregation, Selektion und 

Präsentation von Inhalten und 

ihre Gewichtung einschließ-

lich Informationen über die 

Funktionsweise der eingesetz-

ten Algorithmen in verständli-

cher Sprache. 

 

Generell ist zwischen Medi-

enplattformen und Interme-

diären zu unterscheiden. So-

weit Funktionsweisen und 

Regulierungsziele vergleich-

bar sind, sollten dem Charak-

ter nach ähnliche Maßnah-

men zur Anwendungen kom-

men. Daher wird in diesem 

Zusammenhang auf die 

Kommentierung zu § 52 f, 

verwiesen.  

 

 (2) Änderungen der in Absatz 

1 genannten Kriterien sowie 

der Ausrichtung nach Absatz 

3 sind unverzüglich in dersel-

ben Weise kenntlich zu ma-

chen. 

 

 

 (3) Anbieter von Medienin-

termediären, die eine thema-

tische Spezialisierung aufwei-

sen, sind dazu verpflichtet, 

diese Spezialisierung durch 

die Gestaltung ihres Angebots 

kenntlich zu machen. § 53 c 

Abs. 2 Nr. 2 bleibt unberührt. 

 

 

 [(4) Anbieter von Medienin-

termediären, die soziale 

Netzwerke anbieten, haben 
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dafür Sorge zu tragen, dass 

Telemedien im Sinne von § 55 

Abs. 3 gekennzeichnet wer-

den.] 

 

  

[§ 53e Diskriminierungsfrei-

heit 

 

 

 (1) Zur Sicherung der Mei-

nungsvielfalt dürfen Medien-

intermediäre journalistisch-

redaktionell gestaltete Ange-

bote, auf deren Wahrnehm-

barkeit sie potentiell beson-

ders hohen Einfluss haben, 

weder mittelbar noch unmit-

telbar unbillig behindern oder 

ohne sachlich gerechtfertig-

ten Grund unterschiedlich be-

handeln. 

 

Bitkom sieht grundsätzlich 

keine von Medienintermediä-

ren ausgehende höhere Ge-

fährdungssituation der Mei-

nungsvielfalt, als von Rund-

funkanbietern auch. Dennoch 

darf es nicht zu unzulässigen 

Diskriminierungen kommen. 

Zwischen den Medieninter-

mediären ist in jedem Fall 

aber eine differenzierte Be-

trachtung und Einzelfallbe-

wertung erforderlich, denn es 

bestehen erhebliche funktio-

nale Unterschiede.  

Positiv ist aus Sicht des Bit-

kom die Einschränkung auf 

Angebote, auf die potenziell 

ein besonders hoher Einfluss 

besteht. Allerdings erscheint 

das Kriterium „potenziell be-

sonders hoher Einfluss“ in der 

Praxis als schwierig handhab-

bar, da dieses kaum bestimm-

bar ist.  

Eine entsprechende Ein-

schränkung müsste im Rah-

men der Plattformregulierung 

auch gelten für Medienplatt-

formen und Benutzeroberflä-

chen mit nur eingeschränkter 

Bedeutung für die öffentliche 

und individuelle Meinungsbil-
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dung. 

Generell ist festzustellen, dass 

es absolute Neutralität und 

objektiv korrekte Darstellung 

nicht geben kann: Die schiere 

Masse der Ergebnisse macht 

eine gewisse Ungleichbehand-

lung im Interesse des Nutzers 

zwingend erforderlich. Inso-

weit bemühen sich die Anbie-

ter jedoch bereits im eigenen 

wirtschaftlichen Interesse da-

rum, das subjektiv beste Er-

gebnis zu liefern, um den 

Nutzer nicht an die Konkur-

renz zu verlieren. Den Medi-

enintermediären sollte bei der 

Gestaltung ihrer Algorithmen 

ein weiter Entscheidungs-

spielraum zugestanden wer-

den  

- (2) Eine Diskriminierung im 

Sinne des Absatzes 1 liegt ins-

besondere vor, wenn von den 

allgemeinen Regeln der Ag-

gregation, Selektion und Prä-

sentation im Sinne des § 53 d 

zugunsten oder zulasten eines 

bestimmten Inhaltes bewusst 

und zielgerichtet abgewichen 

wird.  

 

 

- (3) Der Verstoß gegen die 

Pflichten nach Absatz 1 kann 

nur von dem betroffenen An-

bieter journalistisch-

redaktioneller Inhalte bei der 

zuständigen Landesmedien-

anstalt geltend gemacht wer-

den. 

 

 

- (4) § 58 Abs. 1 Satz 1 bleibt  
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unberührt.] 

 

  

§ 53 f Vorlage von Unterlagen 

 

 

 Anbieter von Medieninterme-

diären sind verpflichtet, die 

erforderlichen Unterlagen der 

zuständigen Landesmedien-

anstalt auf Verlangen vorzu-

legen. §§ 22 und 24 gelten 

entsprechend. 

 

Es sollte ergänzt werden: „(2) Ver-

stößt ein Anbieter eines Medienin-

termediärs gegen die Bestimmungen 

der §§ 53c bis 53f, trifft die zuständi-

ge Landesmedienanstalt die erforder-

lichen Maßnahmen, im Falle des § 

53e jedoch nur auf Antrag des be-

troffenen Anbieters journalistisch-

redaktioneller Inhalte.“ 

  

§ 53 g Satzungsbefugnis 

 

 

 Die Landesmedienanstalten 

regeln durch Satzung und 

Richtlinien Einzelheiten zur 

Konkretisierung der sie betref-

fenden Bestimmungen dieses 

Abschnitts und der Definition 

der Intermediäre in § 2 Nr. 

13 a. Dabei ist die Orientie-

rungsfunktion der Intermedi-

äre für die jeweiligen Nutzer-

kreise zu berücksichtigen. 

 

Durch die hier und an weite-

ren Stellen im Entwurf anzu-

treffende Satzungsbefugnis 

besteht die Gefahr, dass „Nä-

heres“ durch landesrechtliche 

Satzungen geregelt wird. 

Auch wenn grundsätzlich die 

Systematik zu begrüßen ist, so 

wird dennoch im Staatsver-

trag selbst, nicht ausreichend 

geregelt, nach welchen Krite-

rien und Grundprinzipien das 

„Nähere“ zu regeln ist und 

was hiervon konkret umfasst 

sein soll. Dies schadet der Ein-

heitlichkeit des Rechts und 

der Übersichtlichkeit durch 

noch mehr Verweisungen. 

 

   



www.bitkom.org 

 

Stellungnahme 
Medienstaatsvertrag 
Seite 68|71 

 

 

 

 

 

 

VI. Abschnitt – Telemedien VII. Abschnitt – Telemedien 

 

o 

o 

o 

 

 

§ 55 Informationspflichten 

und Informationsrechte 

 

  

o 

o 

o 

 

 (3) [Anbieter von Telemedien 

in sozialen Netzwerke sind 

verpflichtet, bei mittels eines 

Computerprogramms auto-

matisiert erstellten Inhalten 

oder Mitteilungen den Um-

stand der Automatisierung 

kenntlich zu machen, sofern 

das hierfür verwandte Nut-

zerkonto seinem äußeren Er-

scheinungsbild nach für die 

Nutzung durch natürliche 

Personen bereitgestellt wur-

de. Dem geteilten Inhalt oder 

der Mitteilung ist der Hinweis 

gut lesbar bei- oder voranzu-

stellen, dass diese unter Ein-

satz eines das Nutzerkonto 

steuernden Computerpro-

grammes automatisiert er-

stellt und versandt wurde. Ein 

Erstellen im Sinne dieser Vor-

schrift liegt nicht nur vor, 

wenn Inhalte und Mitteilun-

gen unmittelbar vor dem Ver-

senden automatisiert gene-

riert werden, sondern auch, 
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wenn bei dem Versand auto-

matisiert auf einen vorgefer-

tigten Inhalt oder eine vor-

programmierte Mitteilung zu-

rückgegriffen wird.] 

 

(3) Für Anbieter von Tele-

medien nach Absatz 2 Satz 1 

gilt § 9 a entsprechend. 

 

(4) Für Anbieter von Tele-

medien nach Absatz 2 Satz 1 

gilt § 9 a entsprechend. 

 

o 

o 

o 

 

 

§ 59 Aufsicht 

 

  

o 

o 

o 

 

 

(3) Stellt die jeweils zuständi-

ge Aufsichtsbehörde einen 

Verstoß gegen die Bestim-

mungen mit Ausnahme der § 

54, § 55 Abs. 2 und 3, § 56, § 

57 Abs. 2 oder der Daten-

schutzbestimmungen des Te-

lemediengesetzes fest, trifft 

sie die zur Beseitigung des 

Verstoßes erforderlichen 

Maßnahmen gegenüber dem 

Anbieter. Sie kann insbeson-

dere Angebote untersagen 

und deren Sperrung anord-

nen. Die Untersagung darf 

nicht erfolgen, wenn die 

 

(3) Stellt die jeweils zuständi-

ge Aufsichtsbehörde einen 

Verstoß gegen die Bestim-

mungen mit Ausnahme der § 

54, § 55 Abs. 2 [bis 4], § 56, § 

57 Abs. 2 oder der Daten-

schutzbestimmungen des Te-

lemediengesetzes fest, trifft 

sie die zur Beseitigung des 

Verstoßes erforderlichen 

Maßnahmen gegenüber dem 

Anbieter. Sie kann insbeson-

dere Angebote untersagen 

und deren Sperrung anord-

nen. Die Untersagung darf 

nicht erfolgen, wenn die 
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Maßnahme außer Verhältnis 

zur Bedeutung des Angebots 

für den Anbieter und die All-

gemeinheit steht. Eine Unter-

sagung darf nur erfolgen, 

wenn ihr Zweck nicht in ande-

rer Weise erreicht werden 

kann. Die Untersagung ist, 

soweit ihr Zweck dadurch er-

reicht werden kann, auf be-

stimmte Arten und Teile von 

Angeboten oder zeitlich zu 

beschränken. Bei journalis-

tisch-redaktionell gestalteten 

Angeboten, in denen aus-

schließlich vollständig oder 

teilweise Inhalte periodischer 

Druckerzeugnisse in Text oder 

Bild wiedergegeben werden, 

ist eine Sperrung nur unter 

den Voraussetzungen des § 97 

Abs. 5 Satz 2 und des § 98 der 

Strafprozessordnung zulässig. 

Die Befugnisse der Aufsichts-

behörden zur Durchsetzung 

der Vorschriften der allgemei-

nen Gesetze und der gesetzli-

chen Bestimmungen zum 

Schutz der persönlichen Ehre 

bleiben unberührt. 

 

Maßnahme außer Verhältnis 

zur Bedeutung des Angebots 

für den Anbieter und die All-

gemeinheit steht. Eine Unter-

sagung darf nur erfolgen, 

wenn ihr Zweck nicht in ande-

rer Weise erreicht werden 

kann. Die Untersagung ist, 

soweit ihr Zweck dadurch er-

reicht werden kann, auf be-

stimmte Arten und Teile von 

Angeboten oder zeitlich zu 

beschränken. Bei journalis-

tisch-redaktionell gestalteten 

Angeboten, in denen aus-

schließlich vollständig oder 

teilweise Inhalte periodischer 

Druckerzeugnisse in Text oder 

Bild wiedergegeben werden, 

ist eine Sperrung nur unter 

den Voraussetzungen des § 97 

Abs. 5 Satz 2 und des § 98 der 

Strafprozessordnung zulässig. 

Die Befugnisse der Aufsichts-

behörden zur Durchsetzung 

der Vorschriften der allgemei-

nen Gesetze und der gesetzli-

chen Bestimmungen zum 

Schutz der persönlichen Ehre 

bleiben unberührt. 

 

o 

o 

o 

 

 

(6) Für den Vollzug dieses Ab-

schnitts ist die Aufsichtsbe-

hörde des Landes zuständig, 

in dem der betroffene Anbie-

ter seinen Sitz, Wohnsitz oder 

in Ermangelung dessen seinen 

ständigen Aufenthalt hat. 

Ergibt sich danach keine Zu-

 

(6) Für den Vollzug dieses Ab-

schnitts ist die Aufsichtsbe-

hörde des Landes zuständig, 

in dem der betroffene Anbie-

ter seinen Sitz, Wohnsitz oder 

in Ermangelung dessen seinen 

ständigen Aufenthalt hat. So-

weit ein Verantwortlicher be-
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ständigkeit, so ist diejenige 

Aufsichtsbehörde zuständig, 

in deren Bezirk der Anlass für 

die Amtshandlung hervortritt. 

 

nannt ist, gilt Satz 1 entspre-

chend. Ergibt sich danach kei-

ne Zuständigkeit, so ist dieje-

nige Aufsichtsbehörde zu-

ständig, in deren Bezirk der 

Anlass für die Amtshandlung 

hervortritt. 

 

o 

o 

o 

 

 

VII. Abschnitt – Übergangs- 

und Schlussvorschriften 

 

 

VIII. Abschnitt – Übergangs- 

und Schlussvorschriften 

 

 

Aus Sicht des Bitkom müssen an 

den Stellen, wo neue Vorgaben 

technische Änderungen erforder-

lich machen, ausreichende Um-

setzungszeiträume vorgesehen 

werden.  

 

 

Bitkom vertritt mehr als 2.600 Unternehmen der digitalen Wirtschaft, davon gut 1.800 Direktmitglieder. 

Sie erzielen allein mit IT- und Telekommunikationsleistungen jährlich Umsätze von 190 Milliarden Euro, 

darunter Exporte in Höhe von 50 Milliarden Euro. Die Bitkom-Mitglieder beschäftigen in Deutschland 

mehr als 2 Millionen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Zu den Mitgliedern zählen mehr als 1.000 Mittel-

ständler, über 400 Startups und nahezu alle Global Player. Sie bieten Software, IT-Services, Telekommuni-

kations- oder Internetdienste an, stellen Geräte und Bauteile her, sind im Bereich der digitalen Medien 

tätig oder in anderer Weise Teil der digitalen Wirtschaft. 80 Prozent der Unternehmen haben ihren Haupt-

sitz in Deutschland, jeweils 8 Prozent kommen aus Europa und den USA, 4 Prozent aus anderen Regionen. 

Bitkom fördert und treibt die digitale Transformation der deutschen Wirtschaft und setzt sich für eine 

breite gesellschaftliche Teilhabe an den digitalen Entwicklungen ein. Ziel ist es, Deutschland zu einem 

weltweit führenden Digitalstandort zu machen. 

 


